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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

RAT

BESCHLUSS DES RATES

vom 30. März 2004

über die vorläufige Anwendung des Übereinkommens über die Beteiligung der Tschechischen
Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, der Republik
Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen, der Republik Slowenien
und der Slowakischen Republik am Europäischen Wirtschaftsraum und der vier Nebenabkommen

(2004/368/EG)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 310 in Verbindung mit
Artikel 300 Absatz 2 Unterabsatz 1,

auf Vorschlag der Kommission,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) In Artikel 128 des Abkommens über den Europäischen
Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“
genannt) ist vorgesehen, dass jeder europäische Staat,
der Mitglied der Gemeinschaft wird, beantragt, Vertrags-
partei des EWR-Abkommens zu werden, und dass die
Bedingungen einer solchen Beteiligung durch ein
Abkommen zwischen den Vertragsparteien und dem
Antrag stellenden Staat geregelt werden.

(2) Nach dem erfolgreichen Abschluss der EU-Erweiterungs-
verhandlungen beantragten die Tschechische Republik,
die Republik Estland, die Republik Zypern, die Republik
Lettland, die Republik Litauen, die Republik Ungarn, die
Republik Malta, die Republik Polen, die Republik Slowe-
nien und die Slowakische Republik (im Folgenden „bei-
tretende Staaten“ genannt), Vertragsparteien des EWR-
Abkommens zu werden, dem die Gemeinschaft und ihre
Mitgliedstaaten ebenfalls als Vertragsparteien angehören.

(3) Am 3. Juli 2003 wurden die EWR-Erweiterungsverhand-
lungen auf der Grundlage des der Kommission am 9.
Dezember 2002 erteilten Mandats abgeschlossen, und
am 14. Oktober 2003 unterzeichneten Island, Liechten-

stein und Norwegen (im Folgenden „EWR-EFTA-Staaten“
genannt), die Gemeinschaft, deren Mitgliedstaaten und
die beitretenden Staaten ein Übereinkommen über die
Beteiligung der beitretenden Staaten am EWR (im Fol-
genden „EWR-Erweiterungsübereinkommen“ genannt)
und vier Nebenabkommen.

(4) Mit Inkrafttreten des EU-Beitrittsvertrags, das für den 1.
Mai 2004 vorgesehen ist, werden die beitretenden Staa-
ten voll in den Binnenmarkt integriert.

(5) Da der Binnenmarkt durch das EWR-Abkommen auf die
EWR-EFTA-Staaten ausgedehnt wird, müssen das EWR-
Erweiterungsübereinkommen und die vier Nebenabkom-
men bis zum Abschluss der für ihr Inkrafttreten erfor-
derlichen Verfahren ab 1. Mai 2004 vorläufig angewandt
werden, um das reibungslose Funktionieren des Binnen-
markts im EWR aufrechtzuerhalten.

(6) Die Abkommen über die vorläufige Anwendung sollten
daher genehmiget werden —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Die Abkommen in Form eines Briefwechsels zwischen der
Gemeinschaft und jedem der EWR-EFTA-Staaten über die vor-
läufige Anwendung des EWR-Erweiterungsübereinkommens
und der vier Nebenabkommen ab 1. Mai 2004 werden im
Namen der Gemeinschaft genehmigt.
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Der Wortlaut der Abkommen in Form von Briefwechseln ist
diesem Beschluss beigefügt.

Artikel 2

Der Präsident des Rates wird ermächtigt, die Person(en) zu
bestellen, die befugt ist (sind), die Abkommen in Form von
Briefwechseln rechtsverbindlich für die Gemeinschaft zu unter-
zeichnen.

Artikel 3

Dieser Beschluss wird im Amtsblatt der Europäischen Union ver-
öffentlicht.

Geschehen zu Brüssel am 30. März 2004.

Im Namen des Rates

Der Präsident
M. McDOWELL
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ABKOMMEN

in Form eines Briefwechsels über die vorläufige Anwendung des Übereinkommens über die
Beteiligung der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik
Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen, der
Republik Slowenien und der Slowakischen Republik am Europäischen Wirtschaftsraum und der

vier Nebenabkommen

A. Schreiben der Europäischen Gemeinschaft an die Republik Island

Herr …,

Bezug nehmend auf das am 14. Oktober 2003 unterzeichnete Übereinkommen über die Beteiligung der
Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, der Republik
Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen, der Republik Slowenien und der
Slowakischen Republik am Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Erweiterungsübereinkom-
men“ genannt) und auf die vier damit zusammenhängenden Nebenabkommen, beehre ich mich, Ihnen
mitzuteilen, dass die Europäische Gemeinschaft bereit ist, das EWR-Erweiterungsübereinkommen und das
Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Republik Island über ein Zusatzprotokoll
zum Freihandelsabkommen zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik Island
vom 22. Juli 1972 ab 1. Mai 2004 vorläufig anzuwenden, sofern auch die Republik Island dazu bereit ist.

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir die Zustimmung der Republik Island zu dieser vorläufigen Anwen-
dung bestätigen könnten.

Genehmigen Sie, Herr …, den Ausdruck meiner ausgezeichnetsten Hochachtung.
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Hecho en Bruselas,
Udfærdiget i Bruxelles den
Geschehen zu Brüssel am
Έγινε στις Βρυξέλλες,
Done at Brussels
Fait à Bruxelles,
Fatto a Bruxelles, addì
Gedaan te Brussel,
Feito em Bruxelas,
Tehty Brysselissä
Som skedde i Bryssel
Gjört í Brussel
Utferdiget i Brussel,

Por la Comunidad Europea
For Det Europæiske Fællesskab
Für die Europäische Gemeinschaft
Για την Ευρωπαϊκή Κοινότητα
For the European Community
Pour la Communauté européenne
Per la Comunità europea
Voor de Europese Gemeenschap
Pela Comunidade Europeia
Euroopan yhteisön puolesta
På Europeiska gemenskapens vägnar
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B. Schreiben der Republik Island an die Europäische Gemeinschaft

Herr …,

Ich beehre mich, den Eingang Ihres heutigen Schreibens und die Zustimmung der Republik Island zum
Inhalt dieses Schreibens zu bestätigen, das wie folgt lautet:

„Bezug nehmend auf das am 14. Oktober 2003 unterzeichnete Übereinkommen über die Beteiligung
der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, der
Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen, der Republik Slowe-
nien und der Slowakischen Republik am Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden ‚EWR-Erweite-
rungsübereinkommen‘ genannt) und auf die vier damit zusammenhängenden Nebenabkommen, beehre
ich mich, Ihnen mitzuteilen, dass die Europäische Gemeinschaft bereit ist, das EWR-Erweiterungsüber-
einkommen und das Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Republik Island
über ein Zusatzprotokoll zum Freihandelsabkommen zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft und der Republik Island vom 22. Juli 1972 ab 1. Mai 2004 vorläufig anzuwenden, sofern auch
die Republik Island dazu bereit ist.“

Genehmigen Sie, Herr …, den Ausdruck meiner ausgezeichnetsten Hochachtung.

Gjört í Brussel
Hecho en Bruselas,
Udfærdiget i Bruxelles den
Geschehen zu Brüssel am
Έγινε στις Βρυξέλλες,
Done at Brussels
Fait à Bruxelles,
Fatto a Bruxelles, addì
Gedaan te Brussel,
Feito em Bruxelas,
Tehty Brysselissä
Som skedde i Bryssel
Utferdiget i Brussel,

Fyrir hönd Lyðveldisins Íslands
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C. Schreiben der Europäischen Gemeinschaft an das Fürstentum Liechtenstein

Herr …,

Bezug nehmend auf das am 14. Oktober 2003 unterzeichnete Übereinkommen über die Beteiligung der
Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, der Republik
Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen, der Republik Slowenien und der
Slowakischen Republik am Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Erweiterungsübereinkom-
men“ genannt) und auf die vier damit zusammenhängenden Nebenabkommen, beehre ich mich, Ihnen
mitzuteilen, dass die Europäische Gemeinschaft bereit ist, das EWR-Erweiterungsübereinkommen ab 1. Mai
2004 vorläufig anzuwenden, sofern auch das Fürstentum Liechtenstein dazu bereit ist.

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir die Zustimmung des Fürstentums Liechtenstein zu dieser vorläu-
figen Anwendung bestätigen könnten.

Genehmigen Sie, Herr …, den Ausdruck meiner ausgezeichnetsten Hochachtung.

Hecho en Bruselas,
Udfærdiget i Bruxelles den
Geschehen zu Brüssel am
Έγινε στις Βρυξέλλες,
Done at Brussels
Fait à Bruxelles,
Fatto a Bruxelles, addì
Gedaan te Brussel,
Feito em Bruxelas,
Tehty Brysselissä
Som skedde i Bryssel
Gjört í Brussel
Utferdiget i Brussel,

Por la Comunidad Europea
For Det Europæiske Fællesskab
Für die Europäische Gemeinschaft
Για την Ευρωπαϊκή Κοινότητα
For the European Community
Pour la Communauté européenne
Per la Comunità europea
Voor de Europese Gemeenschap
Pela Comunidade Europeia
Euroopan yhteisön puolesta
På Europeiska gemenskapens vägnar
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D. Schreiben des Fürstentums Liechtenstein an die Europäische Gemeinschaft

Herr …,

Ich beehre mich, den Eingang Ihres heutigen Schreibens und die Zustimmung des Fürstentums Liechten-
steins zum Inhalt dieses Schreibens zu bestätigen, das wie folgt lautet:

„Bezug nehmend auf das am 14. Oktober 2003 unterzeichnete Übereinkommen über die Beteiligung
der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, der
Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen, der Republik Slowe-
nien und der Slowakischen Republik am Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden ‚EWR-Erweite-
rungsübereinkommen‘ genannt) und auf die vier damit zusammenhängenden Nebenabkommen, beehre
ich mich, Ihnen mitzuteilen, dass die Europäische Gemeinschaft bereit ist, das EWR-Erweiterungsüber-
einkommen ab 1. Mai 2004 vorläufig anzuwenden, sofern auch das Fürstentum Liechtenstein dazu
bereit ist.“

Genehmigen Sie, Herr …, den Ausdruck meiner ausgezeichnetsten Hochachtung.

Geschehen zu Brüssel am
Hecho en Bruselas,
Udfærdiget i Bruxelles den
Έγινε στις Βρυξέλλες,
Done at Brussels
Fait à Bruxelles,
Fatto a Bruxelles, addì
Gedaan te Brussel,
Feito em Bruxelas,
Tehty Brysselissä
Som skedde i Bryssel
Gjört í Brussel
Utferdiget i Brussel,

Für die Regierung des Fürstentums Liechtenstein
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E. Schreiben der Europäischen Gemeinschaft an das Königreich Norwegen

Herr …,

Bezug nehmend auf das am 14. Oktober 2003 unterzeichnete Übereinkommen über die Beteiligung der
Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, der Republik
Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen, der Republik Slowenien und der
Slowakischen Republik am Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Erweiterungsübereinkom-
men“ genannt) und auf die vier damit zusammenhängenden Nebenabkommen, beehre ich mich, Ihnen
mitzuteilen, dass die Europäische Gemeinschaft bereit ist, das EWR-Erweiterungsübereinkommen und die
folgenden drei Nebenabkommen:

— Abkommen zwischen dem Königreich Norwegen und der Europäischen Gemeinschaft über den Nor-
wegischen Finanzierungsmechanismus für den Zeitraum 2004-2009,

— Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und dem Königreich Norwegen über ein Zusatz-
protokoll zum Freihandelsabkommen vom 14. Mai 1973 zwischen der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft und dem Königreich Norwegen,

— Abkommen in Form eines Briefwechsels zwischen der Europäischen Gemeinschaft und dem König-
reich Norwegen über bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse,

ab 1. Mai 2004 vorläufig anzuwenden, sofern auch das Königreich Norwegen dazu bereit ist.

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir die Zustimmung des Königreichs Norwegen zu dieser vorläufigen
Anwendung bestätigen könnten.

Genehmigen Sie, Herr …, den Ausdruck meiner ausgezeichnetsten Hochachtung.
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Hecho en Bruselas,
Udfærdiget i Bruxelles den
Geschehen zu Brüssel am
Έγινε στις Βρυξέλλες,
Done at Brussels
Fait à Bruxelles,
Fatto a Bruxelles, addì
Gedaan te Brussel,
Feito em Bruxelas,
Tehty Brysselissä
Som skedde i Bryssel
Gjört í Brussel
Utferdiget i Brussel,

Por la Comunidad Europea
For Det Europæiske Fællesskab
Für die Europäische Gemeinschaft
Για την Ευρωπαϊκή Κοινότητα
For the European Community
Pour la Communauté européenne
Per la Comunità europea
Voor de Europese Gemeenschap
Pela Comunidade Europeia
Euroopan yhteisön puolesta
På Europeiska gemenskapens vägnar
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F. Schreiben des Königreichs Norwegen an die Europäische Gemeinschaft

Herr …,

Ich beehre mich, den Eingang Ihres heutigen Schreibens und die Zustimmung des Königreichs Norwegen
zum Inhalt dieses Schreibens zu bestätigen, das wie folgt lautet:

„Bezug nehmend auf das am 14. Oktober 2003 unterzeichnete Übereinkommen über die Beteiligung
der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, der
Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen, der Republik Slowe-
nien und der Slowakischen Republik am Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden ‚EWR-Erweite-
rungsübereinkommen‘ genannt) und auf die vier damit zusammenhängenden Nebenabkommen, beehre
ich mich, Ihnen mitzuteilen, dass die Europäische Gemeinschaft bereit ist, das EWR-Erweiterungsüber-
einkommen und die folgenden drei Nebenabkommen:

— Abkommen zwischen dem Königreich Norwegen und der Europäischen Gemeinschaft über den
Norwegischen Finanzierungsmechanismus für den Zeitraum 2004-2009,

— Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und dem Königreich Norwegen über ein
Zusatzprotokoll zum Freihandelsabkommen vom 14. Mai 1973 zwischen der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft und dem Königreich Norwegen,

— Abkommen in Form eines Briefwechsels zwischen der Europäischen Gemeinschaft und dem König-
reich Norwegen über bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse,

ab 1. Mai 2004 vorläufig anzuwenden, sofern auch das Königreich Norwegen dazu bereit ist.“

Genehmigen Sie, Herr …, den Ausdruck meiner ausgezeichnetsten Hochachtung.

Utferdiget i Brussel,
Hecho en Bruselas,
Udfærdiget i Bruxelles den
Geschehen zu Brüssel am
Έγινε στις Βρυξέλλες,
Done at Brussels
Fait à Bruxelles,
Fatto a Bruxelles, addì
Gedaan te Brussel,
Feito em Bruxelas,
Tehty Brysselissä
Som skedde i Bryssel
Gjört í Brussel

På vegne av Kongeriket Norgens regjering
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ÜBEREINKOMMEN

über die Beteiligung der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der
Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik
Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik am Europäischen Wirtschaftsraum

DIE EUROPÄISCHE GEMEINSCHAFT,

DAS KÖNIGREICH BELGIEN,

DAS KÖNIGREICH DÄNEMARK,

DIE BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND,

DIE HELLENISCHE REPUBLIK,

DAS KÖNIGREICH SPANIEN,

DIE FRANZÖSISCHE REPUBLIK,

IRLAND,

DIE ITALIENISCHE REPUBLIK,

DAS GROSSHERZOGTUM LUXEMBURG,

DAS KÖNIGREICH DER NIEDERLANDE,

DIE REPUBLIK ÖSTERREICH,

DIE PORTUGIESISCHE REPUBLIK,

DIE REPUBLIK FINNLAND,

DAS KÖNIGREICH SCHWEDEN,

DAS VEREINIGTE KÖNIGREICH GROSSBRITANNIEN UND NORDIRLAND,

im Folgenden „EG-Mitgliedstaaten“ genannt,

DIE REPUBLIK ISLAND,

DAS FÜRSTENTUM LIECHTENSTEIN,

DAS KÖNIGREICH NORWEGEN,

im Folgenden „EFTA-Staaten“ genannt,

zusammen im Folgenden „derzeitige Vertragsparteien“ genannt

und

DIE TSCHECHISCHE REPUBLIK,

DIE REPUBLIK ESTLAND,

DIE REPUBLIK ZYPERN,

DIE REPUBLIK LETTLAND,

DIE REPUBLIK LITAUEN,
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DIE REPUBLIK UNGARN,

DIE REPUBLIK MALTA,

DIE REPUBLIK POLEN,

DIE REPUBLIK SLOWENIEN,

DIE SLOWAKISCHE REPUBLIK,

IN DER ERWÄGUNG, dass der Vertrag über den Beitritt der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik
Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen, der
Republik Slowenien und der Slowakischen Republik zur Europäischen Union (im Folgenden „Beitrittsvertrag“ genannt)
am 16. April 2003 in Athen unterzeichnet worden ist,

IN DER ERWÄGUNG, dass nach Artikel 128 des am 2. Mai 1992 in Porto unterzeichneten Abkommens über den Euro-
päischen Wirtschaftsraum jeder europäische Staat, der Mitglied der Gemeinschaft wird, beantragt, Vertragspartei des
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“ genannt) zu werden,

IN DER ERWÄGUNG, dass die Tschechische Republik, die Republik Estland, die Republik Zypern, die Republik Lettland,
die Republik Litauen, die Republik Ungarn, die Republik Malta, die Republik Polen, die Republik Slowenien und die Slo-
wakische Republik beantragt haben, Vertragsparteien des EWR-Abkommens zu werden,

IN DER ERWÄGUNG, dass die Bedingungen für eine solche Beteiligung durch ein Übereinkommen zwischen den derzei-
tigen Vertragsparteien und den antragstellenden Staaten zu regeln sind —

HABEN BESCHLOSSEN, folgendes Übereinkommen zu schließen:

Artikel 1

(1) Die Tschechische Republik, die Republik Estland, die
Republik Zypern, die Republik Lettland, die Republik Litauen,
die Republik Ungarn, die Republik Malta, die Republik Polen,
die Republik Slowenien und die Slowakische Republik werden
Vertragsparteien des EWR-Abkommens und werden im Folgen-
den „neue Vertragsparteien“ genannt.

(2) Ab Inkrafttreten des vorliegenden Übereinkommens sind
die Bestimmungen des EWR-Abkommens in der Fassung, die
sie durch die vor dem 1. November 2002 angenommenen
Beschlüsse des Gemeinsamen EWR-Ausschusses erhalten
haben, für die neuen Vertragsparteien unter den gleichen
Bedingungen wie für die derzeitigen Vertragparteien und unter
den Bedingungen des vorliegenden Übereinkommens verbind-
lich.

(3) Die Anhänge dieses Übereinkommens sind Bestandteil
dieses Übereinkommens.

Artikel 2

1. ANPASSUNG DES HAUPTTEILS DES EWR-ABKOMMENS

a) Präambel

Die Liste der Vertragsparteien erhält folgende Fassung:

„DIE EUROPÄISCHE GEMEINSCHAFT,

DAS KÖNIGREICH BELGIEN,

DIE TSCHECHISCHE REPUBLIK,

DAS KÖNIGREICH DÄNEMARK,

DIE BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND,

DIE REPUBLIK ESTLAND,

DIE HELLENISCHE REPUBLIK,

DAS KÖNIGREICH SPANIEN,

DIE FRANZÖSISCHE REPUBLIK,

IRLAND,

DIE ITALIENISCHE REPUBLIK,

DIE REPUBLIK ZYPERN,

DIE REPUBLIK LETTLAND,

DIE REPUBLIK LITAUEN,

DAS GROSSHERZOGTUM LUXEMBURG,

DIE REPUBLIK UNGARN,

DIE REPUBLIK MALTA,

DAS KÖNIGREICH DER NIEDERLANDE,

DIE REPUBLIK ÖSTERREICH,

DIE REPUBLIK POLEN,

DIE PORTUGIESISCHE REPUBLIK,

DIE REPUBLIK SLOWENIEN,
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DIE SLOWAKISCHE REPUBLIK,

DIE REPUBLIK FINNLAND,

DAS KÖNIGREICH SCHWEDEN,

DAS VEREINIGTE KÖNIGREICH GROSSBRITANNIEN UND
NORDIRLAND

und

DIE REPUBLIK ISLAND,

DAS FÜRSTENTUM LIECHTENSTEIN,

DAS KÖNIGREICH NORWEGEN,“

b) Artikel 2

i) Buchstabe b) erhält folgende Fassung:

„‚EFTA-Staaten‘: die Republik Island, das Fürstentum
Liechtenstein und das Königreich Norwegen,“

ii) Unter Buchstabe c) werden die Worte „und dem
Vertrag über die Gründung der Europäischen
Gemeinschaft für Kohle und Stahl“ gestrichen.

iii) Folgender Buchstabe wird angefügt:

„d) ‚Beitrittsakte vom 16. April 2003‘: die am 16.
April 2003 in Athen angenommene Akte über
die Bedingungen des Beitritts der Tschechischen
Republik, der Republik Estland, der Republik
Zypern, der Republik Lettland, der Republik
Litauen, der Republik Ungarn, der Republik
Malta, der Republik Polen, der Republik Slowe-
nien und der Slowakischen Republik und die
Anpassungen der die Europäische Union
begründenden Verträge.“

c) Artikel 109

In Absatz 1 werden die Worte „, dem Vertrag über die
Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle
und Stahl“ gestrichen.

d) Artikel 117

Artikel 117 erhält folgende Fassung:

„Die Bestimmungen über die Finanzierungsmechanis-
men sind in den Protokollen 38 und 38a festgelegt.“

e) Artikel 121

Buchstabe c) wird gestrichen.

f) Artikel 126

Absatz 1 wird wie folgt geändert:

i) Die Worte „und der Vertrag über die Gründung der
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl“
werden gestrichen.

ii) Die Worte „jener Verträge“ werden durch die Worte
„jenes Vertrags“ ersetzt.

iii) Die Worte „der Republik Österreich, der Republik
Finnland, der Republik Island, des Fürstentums
Liechtenstein, des Königreichs Norwegen und des
Königreichs Schweden“ werden durch die Worte
„der Republik Island, des Fürstentums Liechtenstein
und des Königreichs Norwegen“ ersetzt.

g) Artikel 129

i) In Absatz 1 wird nach Unterabsatz 1 folgender
Unterabsatz eingefügt:

„Infolge der Erweiterung des Europäischen Wirt-
schaftsraums sind die Fassungen dieses Abkom-
mens in estnischer, lettischer, litauischer, maltesi-
scher, polnischer, slowakischer, slowenischer, tsche-
chischer und ungarischer Sprache gleichermaßen
verbindlich.“

ii) In Absatz 1 erhält der neue Unterabsatz 3 folgende
Fassung:

„Der Wortlaut der Rechtsakte, auf die in den
Anhängen Bezug genommen wird, ist in der im
Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlichten
Fassung in dänischer, deutscher, englischer, est-
nischer, finnischer, französischer, griechischer, ita-
lienischer, lettischer, litauischer, maltesischer, nie-
derländischer, polnischer, portugiesischer, schwe-
discher, slowakischer, slowenischer, spanischer,
tschechischer und ungarischer Sprache gleicherma-
ßen verbindlich und wird für die Authentifizierung
in isländischer und norwegischer Sprache abgefasst
und im EWR-Supplement des Amtsblatts der Euro-
päischen Union veröffentlicht.“

2. ANPASSUNG DER PROTOKOLLE ZUM EWR-ABKOMMEN

a) Protokoll 36

Artikel 2 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„Der Gemeinsame Parlamentarische EWR-Ausschuss
besteht aus vierundzwanzig Mitgliedern.“

29.4.2004 L 130/13Amtsblatt der Europäischen UnionDE



b) Neues Protokoll 38a

Nach Protokoll 38 wird ein neues Protokoll 38a einge-
fügt:

„PROTOKOLL 38a

über den EWR-Finanzierungsmechanismus

Artikel 1

Mit der Finanzierung von Zuschüssen zu Investitions-
und Entwicklungsprojekten in den in Artikel 3 auf-
geführten Schwerpunktbereichen leisten die EFTA-Staa-
ten einen Beitrag zur Verringerung der wirtschaftlichen
und sozialen Ungleichheiten im Europäischen Wirt-
schaftsraum.

Artikel 2

Der Gesamtbetrag des in Artikel 1 vorgesehenen finan-
ziellen Beitrags beläuft sich auf 600 Mio. EUR, die im
Zeitraum vom 1. Mai 2004 bis zum 30. April 2009 in
jährlichen Tranchen zu je 120 Mio. EUR zur Bindung
bereitgestellt werden.

Artikel 3

(1) Die Zuschüsse werden für Projekte in folgenden
Schwerpunktbereichen bereitgestellt:

a) Schutz der Umwelt, einschließlich der Umwelt des
Menschen, unter anderem durch Verringerung der
Verschmutzung und durch Förderung erneuerbarer
Energie;

b) Förderung der nachhaltigen Entwicklung durch bes-
sere Nutzung und Bewirtschaftung der Ressourcen;

c) Erhaltung des europäischen kulturellen Erbes, ein-
schließlich des öffentlichen Verkehrswesens, und
Stadterneuerung;

d) Entwicklung des Humankapitals unter anderem
durch Förderung von Bildung und Ausbildung,
Stärkung der Leistungsfähigkeit der kommunalen
Selbstverwaltung oder ihrer Einrichtungen in den
Bereichen Verwaltung oder Daseinsvorsorge und
der sie unterstützenden demokratischen Prozesse;

e) Gesundheitspflege und Kinderbetreuung.

(2) Akademische Forschung kann für eine Finanzie-
rung in Betracht kommen, soweit sie auf einen oder
mehrere dieser Schwerpunktbereiche ausgerichtet ist.

Artikel 4

(1) Der EFTA-Beitrag in Form von Zuschüssen
beträgt höchstens 60 % der Projektkosten; wird das
Projekt im Übrigen aus Haushaltsmitteln zentraler,
regionaler oder kommunaler Stellen finanziert, so
beträgt der Beitrag höchstens 85 % der Gesamtkosten.
Die Gemeinschaftsobergrenzen für die Kofinanzierung
dürfen in keinem Fall überschritten werden.

(2) Die geltenden Regeln für staatliche Beihilfen sind
zu beachten.

(3) Die Kommission der Europäischen Gemeinschaf-
ten prüft die vorgeschlagenen Projekte auf ihre Verein-
barkeit mit den Zielen der Gemeinschaft.

(4) Die Verantwortung der EFTA-Staaten für die Pro-
jekte beschränkt sich auf die Bereitstellung der Mittel
nach dem vereinbarten Plan. Eine Haftung gegenüber
Dritten wird nicht übernommen.

Artikel 5

Die Mittel werden den Empfängerstaaten (Tschechische
Republik, Estland, Griechenland, Spanien, Zypern, Lett-
land, Litauen, Ungarn, Malta, Polen, Portugal, Slowe-
nien und Slowakei) nach folgendem Verteilungsschlüs-
sel zur Verfügung gestellt:

Empfängerstaat prozentualer Anteil
am Gesamtbeitrag

Tschechische Republik 8,09 %

Estland 1,68 %

Griechenland 5,71 %

Spanien 7,64 %

Zypern 0,21 %

Lettland 3,29 %

Litauen 4,50 %

Ungarn 10,13 %

Malta 0,32 %

Polen 46,80 %

Portugal 5,22 %

Slowenien 1,02 %

Slowakei 5,39 %
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Artikel 6

Zum Zweck einer Neuzuweisung nicht gebundener ver-
fügbarer Mittel für Projekte der Empfängerstaaten mit
hoher Priorität wird im November 2006 und im
November 2008 eine Überprüfung vorgenommen.

Artikel 7

(1) Der in diesem Protokoll vorgesehene finanzielle
Beitrag wird eng mit dem bilateralen Beitrag Norwe-
gens im Rahmen des Norwegischen Finanzierungs-
mechanismus koordiniert.

(2) Die EFTA-Staaten gewährleisten insbesondere,
dass für beide im vorstehenden Absatz genannten
Finanzierungsmechanismen die gleichen Antragsverfah-
ren gelten.

(3) Gegebenenfalls wird einschlägigen Änderungen
in der Kohäsionspolitik der Gemeinschaft Rechnung
getragen.

Artikel 8

(1) Die EFTA-Staaten setzen einen Ausschuss ein,
der den EWR-Finanzierungsmechanismus verwaltet.

(2) Weitere Vorschriften für die praktische Anwen-
dung des EWR-Finanzierungsmechanismus werden
gegebenenfalls von den EFTA-Staaten erlassen.

(3) Die Verwaltungskosten werden aus dem in Arti-
kel 2 genannten Gesamtbetrag bestritten.

Artikel 9

Am Ende des Fünfjahreszeitraums prüfen die Vertrags-
parteien unbeschadet der Rechte und Pflichten aus dem
Abkommen auf der Grundlage des Artikels 115 des
Abkommens die Notwendigkeit, den wirtschaftlichen
und sozialen Ungleichheiten im Europäischen Wirt-
schaftsraum entgegenzuwirken.

Artikel 10

Wird einer der in Artikel 5 dieses Protokolls aufgeführ-
ten Empfängerstaaten nicht am 1. Mai 2004 Vertrags-
partei des Abkommens oder ändert sich die Mitglied-
schaft auf der EFTA-Seite des Europäischen Wirtschafts-
raums, so werden an diesem Protokoll die erforderli-
chen Anpassungen vorgenommen.“

c) Neues Protokoll 44

Folgendes Protokoll wird als Protokoll 44 eingefügt:

„PROTOKOLL 44

über die Schutzmechanismen der Beitrittsakte
vom 16. April 2003

1. Anwendung des Artikels 112 des Abkommens auf
die allgemeine wirtschaftliche Schutzklausel und die
Schutzmechanismen bestimmter Übergangsregelun-
gen im Bereich der Freizügigkeit und des Straßen-
verkehrs

Artikel 112 des Abkommens findet auch auf die
Fälle Anwendung, die in Artikel 37 der Beitrittsakte
vom 16. April 2003 und in den Schutzmechanis-
men der Übergangsregelungen in Anhang V (Frei-
zügigkeit der Arbeitnehmer) und Anhang VIII (Nie-
derlassungsrecht) unter der Überschrift ‚Übergangs-
zeit‘, in Anhang XVIII (Sicherheit und Gesundheits-
schutz am Arbeitsplatz, Arbeitsrecht sowie Gleich-
behandlung von Männern und Frauen) unter
Nummer 30 (Richtlinie 96/71/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates) und in Anhang XIII (Ver-
kehr) unter Nummer 26c (Verordnung (EWG) Nr.
3118/93 des Rates) genannt sind oder auf die dort
Bezug genommen wird, und zwar mit den Fristen,
dem Anwendungsbereich und den Wirkungen, die
in den genannten Bestimmungen festgelegt sind.

2. Binnenmarkt-Schutzklausel

Das im Abkommen vorgesehene allgemeine
Beschlussfassungsverfahren findet auch auf
Beschlüsse der Kommission der Europäischen
Gemeinschaften nach Artikel 38 der Beitrittsakte
vom 16. April 2003 Anwendung.“

Artikel 3

(1) Alle Änderungen, die mit der Akte über die Bedingun-
gen des Beitritts der Tschechischen Republik, der Republik Est-
land, der Republik Zypern, der Republik Lettland, der Republik
Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Repu-
blik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen
Republik und die Anpassungen der Verträge, auf denen die
Europäische Union beruht, (im Folgenden „Beitrittsakte vom
16. April 2003“ genannt) an den in das EWR-Abkommen auf-
genommenen Rechtsakten der Gemeinschaftsorgane vorgenom-
men worden sind, werden als Bestandteil in das EWR-Abkom-
men aufgenommen.

(2) Zu diesem Zweck wird in den Anhängen und Protokol-
len zum EWR-Abkommen unter den Nummern, in denen auf
die betreffenden Rechtsakte der Gemeinschaftsorgane Bezug
genommen wird, folgender Gedankenstrich eingefügt:

„— Akte über die Bedingungen des Beitritts der Tsche-
chischen Republik, der Republik Estland, der Republik
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Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen,
der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik
Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen
Republik und die Anpassungen der Verträge, auf denen
die Europäische Union beruht, angenommen am 16.
April 2003“.

(3) Ist der in Absatz 2 genannte Gedankenstrich der erste
Gedankenstrich unter der betreffenden Nummer, so werden
ihm die Worte „, geändert durch:“ vorangestellt.

(4) In Anhang A dieses Übereinkommens sind die Num-
mern der Anhänge und Protokolle zum EWR-Abkommen auf-
geführt, unter denen der in den Absätzen 2 und 3 genannte
Wortlaut einzufügen ist.

(5) Müssen vor Inkrafttreten dieses Übereinkommens in das
EWR-Abkommen aufgenommene Rechtsakte wegen der Betei-
ligung der neuen Vertragsparteien angepasst werden und sind
die erforderlichen Anpassungen nicht in diesem Übereinkom-
men vorgesehen, so werden diese Anpassungen nach den im
EWR-Abkommen festgelegten Verfahren vorgenommen.

Artikel 4

(1) Die in Anhang B dieses Übereinkommens aufgeführten
Regelungen werden als Bestandteil in das EWR-Abkommen
aufgenommen.

(2) Alle Regelungen, die für das EWR-Abkommen von
Belang sind und die in der Beitrittsakte vom 16. April 2003,
nicht aber in Anhang B dieses Übereinkommens aufgeführt
sind, werden nach den im EWR-Abkommen festgelegten Ver-
fahren behandelt.

Artikel 5

Jede Vertragspartei dieses Übereinkommens kann den Gemein-
samen EWR-Ausschuss mit allen Fragen im Zusammenhang
mit der Auslegung oder Durchführung dieses Übereinkommens
befassen. Der Gemeinsame EWR-Ausschuss prüft die Fragen,
um eine annehmbare Lösung zu finden und das reibungslose
Funktionieren des EWR-Abkommens aufrechtzuerhalten.

Artikel 6

(1) Dieses Übereinkommen muss von den derzeitigen Ver-
tragsparteien und den neuen Vertragsparteien nach ihren eige-
nen Verfahren ratifiziert oder genehmigt werden. Die Ratifikati-
ons- bzw. Genehmigungsurkunden werden beim Generalsekre-
tariat des Rates der Europäischen Union hinterlegt.

(2) Es tritt am selben Tag in Kraft wie der Beitrittsvertrag,
sofern alle Ratifikations- bzw. Genehmigungsurkunden zu die-
sem Übereinkommen vor diesem Zeitpunkt hinterlegt worden
sind und sofern folgende Nebenabkommen und Protokolle am
selben Tag in Kraft treten:

a) Abkommen zwischen dem Königreich Norwegen und der
Europäischen Gemeinschaft über den Norwegischen Finan-
zierungsmechanismus für den Zeitraum 2004-2009,

b) Zusatzprotokoll zum Abkommen zwischen der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik Island aus
Anlass des Beitritts der Tschechischen Republik, der Repu-
blik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland,
der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik
Malta, der Republik Polen, der Republik Slowenien und der
Slowakischen Republik zur Europäischen Union,

c) Zusatzprotokoll zum Abkommen zwischen der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft und dem Königreich Nor-
wegen aus Anlass des Beitritts der Tschechischen Republik,
der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik
Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der
Republik Malta, der Republik Polen, der Republik Slowe-
nien und der Slowakischen Republik zur Europäischen
Union und

d) Abkommen in Form eines Briefwechsels zwischen der
Europäischen Gemeinschaft und dem Königreich Norwegen
über bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse.

(3) Haben nicht alle neuen Vertragsparteien ihre Ratifikati-
ons- bzw. Genehmigungsurkunde zu diesem Übereinkommen
rechtzeitig hinterlegt, so tritt dieses für die Staaten in Kraft, die
dies rechtzeitig getan haben. In diesem Fall beschließt der
EWR-Rat unverzüglich über die Anpassungen, die an diesem
Übereinkommen und gegebenenfalls am EWR-Abkommen vor-
zunehmen sind.

Artikel 7

Dieses Übereinkommen ist in einer Urschrift in dänischer,
deutscher, englischer, estnischer, finnischer, französischer, grie-
chischer, isländischer, italienischer, lettischer, litauischer, malte-
sischer, niederländischer, norwegischer, polnischer, portugiesi-
scher, schwedischer, slowakischer, slowenischer, spanischer,
tschechischer und ungarischer Sprache abgefasst, wobei jeder
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist, und wird beim Gene-
ralsekretariat des Rates der Europäischen Union hinterlegt; die-
ses übermittelt der Regierung jeder Vertragspartei dieses Über-
einkommens eine beglaubigte Abschrift.
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EN FE DE LO CUAL, los plenipotenciarios abajo firmantes suscriben el presente Acuerdo.

NA DŮKAZ ČEHOŽ připojili níže podepsaní zplnomocnění zástupci k této dohodě své podpisy.

TIL BEKRÆFTELSE HERAF har undertegnede befuldmægtigede underskrevet denne aftale.

ZU URKUND DESSEN haben die unterzeichneten Bevollmächtigten ihre Unterschriften unter dieses
Abkommen gesetzt.

SELLE KINNITUSEKS on täievolilised esindajad käesolevale lepingule alla kirjutanud.

ΕΙΣ ΠΙΣΤΩΣΙΝ ΤΩΝ ΟΠΟΙΩΝ, οι υπογεγραµµένοι πληρεξούσιοι υπέγραψαν την παρούσα Συµφωνία.

IN WITNESS WHEREOF the undersigned Plenipotentiaries have signed this Agreement.

EN FOI DE QUOI, les plénipotentiaires soussignés ont apposé leurs signatures au bas du présent accord.

ÞESSU TIL STAÐFESTU HAFA FULLTRÚAR, sem til þess hafa fullt umboð, undirritað samning þennan.

IN FEDE DI CHE, i plenipotenziari sottoscritti hanno apposto le loro firme in calce al presente accordo.

TO APLIECINOT, attiecīgi pilnvarotās personas ir parakstījušas šo līgumu.

TAI PALIUDYDAMI šį Susitarimą pasirašė toliau nurodyti įgaliotieji atstovai.

FENTIEK HITELÉÜL az alulírott meghatalmazottak aláírták ezt a megállapodást.

B'XIEHDA TA' DAN il-Plenipotenzjarji sottoskritti iffirmaw dan il-Ftehim.

TEN BLIJKE WAARVAN de ondergetekenden hun handtekening onder deze overeenkomst hebben gesteld.

TIL BEKREFTELSE på dette har nedenstående befullmektigede undertegnet denne avtale.

W DOWÓD CZEGO niżej podpisani Pelnomocnicy podpisali niniejsze Porozumienie.

EM FÉ DO QUE, os plenipotenciários abaixo assinados apuseram as suas assinaturas no final do presente
acordo.

NA DÔKAZ ČOHO dolupodpísaní splnomocnení zástupcovia podpísali túto dohodu.

V POTRDITEV TEGA so spodaj podpisani pooblaščenci podpisali ta sporazum.

TÄMÄN VAKUUDEKSI ALLA MAINITUT täysivaltaiset edustajat ovat allekirjoittaneet tämän sopimuksen.

SOM BEKRÄFTELSE PÅ DETTA har undertecknade befullmäktigade ombud undertecknat detta avtal.
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Hecho en Luxemburgo, el catorce de octubre de dos mil tres.

V Lucemburku dne čtrnáctého října dva tisíce tři.

Udfærdiget i Luxembourg den fjortende oktober to tusind og tre.

Geschehen zu Luxemburg am vierzehnten Oktober zweitausendunddrei.

Sõlmitud neljateistkümnendal oktoobril kahe tuhande kolmandal aastal Luxembourgis.

Έγινε στο Λουξεµβούργο, στις δέκα τέσσερις Οκτωβρίου δύο χιλιάδες τρία.

Done at Luxembourg on the fourteenth day of October in the year two thousand and three.

Fait à Luxembourg, le quatorze octobre deux mille trois.

Gjört í Lúxemborg fjórtánda dag októbermánaðar árið tvö þúsund og þrjú.

Fatto a Lussemburgo, addì quattordici ottobre duemilatre.

Luksemburgā, divtūkstoš trešā gada četrpadsmitajā oktobrī.

Priimta du tūkstančiai trečių metų spalio keturioliktą dieną Liuksemburge.

Kelt Luxembourgban, kétezerhárom október tizennegyedikén.

Maghmul fil-Lussemburgu fl-erbatax-il jum ta' Ottubru fis-sena elfejn u tlieta.

Gedaan te Luxemburg, de veertiende oktober tweeduizenddrie.

Utferdiget i Luxembourg den fjortende oktober totusenogtre.

Sporządzono w Luksemburgu dnia czternastego października dwa tysiące trzeciego roku.

Feito no Luxemburgo, em catorze de Outubro de dois mil e três.

V Luxemburgu štrnásteho októbra dvetisíctri.

V Luxembourgu, dne štirinajstega oktobra leta dva tisoč tri.

Tehty Luxemburgissa neljäntenätoista päivänä lokakuuta vuonna kaksituhattakolme.

Som skedde i Luxemburg den fjortonde oktober tjugohundratre.
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Pour le Royaume de Belgique
Voor het Koninkrijk België
Für das Königreich Belgien

Cette signature engage également la Communauté française, la Communauté flamande, la Communauté
germanophone, la Région wallonne, la Région flamande et la Région de Bruxelles-Capitale.

Deze handtekening verbindt eveneens de Vlaamse Gemeenschap, de Franse Gemeenschap, de Duitstalige
Gemeenschap, het Vlaamse Gewest, het Waalse Gewest en het Brussels Hoofdstedelijk Gewest.

Diese Unterschrift bindet zugleich die Deutschsprachige Gemeinschaft, die Flämische Gemeinschaft, die
Französische Gemeinschaft, die Wallonische Region, die Flämische Region und die Region Brüssel-Haupt-
stadt.

For Kongeriget Danmark

Für die Bundesrepublik Deutschland

Για την Ελληνική ∆ηµοκρατία

Por el Reino de España
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Pour la République française

Thar ceann na hÉireann

For Ireland

Per la Repubblica italiana

Pour le Grand-Duché de Luxembourg

Voor het Koninkrijk der Nederlanden
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Für die Republik Österreich

Pela República Portuguesa

Suomen tasavallan puolesta

För Republiken Finland

För Konungariket Sverige

For the United Kingdom of Great Britain and Northern Ireland
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Por la Comunidad Europea
For Det Europæiske Fællesskab
Für die Europäische Gemeinschaft
Για την Ευρωπαϊκή Κοινότητα
For the European Community
Pour la Communauté européenne
Per la Comunità europea
Voor de Europese Gemeenschap
Pela Comunidade Europeia
Euroopan yhteisön puolesta
På Europeiska gemenskapens vägnar

Fyrir hönd Lyðdveldisins Íslands

Für das Fürstentum Liechtenstein

For Kongeriket Norge
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Za Českou republiku

Eesti Vabariigi nimel

Για την Κυπριακή ∆ηµοκρατία

Latvijas Republikas vārdā

Lietuvos Respublikos vardu
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A Magyar Köztársaság nevében

Ghar-Repubblika ta' Malta

Za Rzeczpospolita Polska

Za Republiko Slovenijo

Za Slovenskú republiku
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ANHANG A

VERZEICHNIS NACH ARTIKEL 3 DES ABKOMMENS

TEIL I

Im EWR-Abkommen genannte Rechtsakte, die durch die Beitrittsakte geändert wurden

Der Gedankenstrich, auf den in Artikel 3 Absatz 2 Bezug genommen wird, wird an folgenden Stellen in den Anhängen
und Protokollen des EWR-Abkommens eingefügt:

In Anhang I (Veterinärwesen und Pflanzenschutz), Kapitel I (Veterinärwesen)

— Teil 1.1, Nummer 4 (Richtlinie 97/78/EG des Rates),

— Teil 1.1, Nummer 5 (Richtlinie 91/496/EWG des Rates),

— Teil 1.2, Nummer 16 (Entscheidung 93/13/EWG der Kommission),

— Teil 1.2, Nummer 67 (Entscheidung 97/735/EG der Kommission),

— Teil 1.2, Nummer 71 (Verordnung (EG) Nr. 2629/97 der Kommission),

— Teil 3.1, Nummer 1 (Richtlinie 85/511/EWG des Rates),

— Teil 3.1, Nummer 3 (Richtlinie 80/217/EWG),

— Teil 3.1, Nummer 4 (Richtlinie 92/35/EWG des Rates),

— Teil 3.1, Nummer 5 (Richtlinie 92/40/EWG des Rates),

— Teil 3.1, Nummer 6 (Richtlinie 92/66/EWG des Rates),

— Teil 3.1, Nummer 7 (Richtlinie 93/53/EWG des Rates),

— Teil 3.1, Nummer 8 (Richtlinie 95/70/EG des Rates),

— Teil 3.1, Nummer 9 (Richtlinie 92/119/EWG des Rates),

— Teil 3.1, Nummer 9a (Richtlinie 2000/75/EG des Rates),

— Teil 4.1, Nummer 1 (Richtlinie 64/432/EWG des Rates),

— Teil 4.1, Nummer 3 (Richtlinie 90/426/EWG des Rates),

— Teil 4.1, Nummer 4 (Richtlinie 90/539/EWG des Rates),

— Teil 4.1, Nummer 9 (Richtlinie 92/65/EWG des Rates),

— Teil 5.1, Nummer 1 (Richtlinie 72/461/EWG des Rates),

— Teil 5.1, Nummer 4 (Richtlinie 92/46/EWG des Rates),

— Teil 5.1, Nummer 5 (Richtlinie 91/495/EWG des Rates),

— Teil 5.1, Nummer 6 (Richtlinie 92/45/EWG des Rates),

— Teil 5.1, Nummer 7 (Richtlinie 92/118/EWG des Rates),
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— Teil 6.1, Nummer 1 (Richtlinie 64/433/EWG des Rates),

— Teil 6.1, Nummer 2 (Richtlinie 71/118/EWG des Rates),

— Teil 6.1, Nummer 4 (Richtlinie 77/99/EWG des Rates),

— Teil 6.1, Nummer 7 (Richtlinie 89/437/EWG des Rates),

— Teil 6.1, Nummer 8 (Richtlinie 91/493/EWG des Rates),

— Teil 6.1, Nummer 11 (Richtlinie 92/46/EWG des Rates),

— Teil 6.1, Nummer 13 (Richtlinie 91/495/EWG des Rates),

— Teil 6.1, Nummer 14 (Richtlinie 92/45/EWG des Rates),

— Teil 6.1, Nummer 15 (Richtlinie 92/118/EWG des Rates),

— Teil 6.2, Nummer 17 (Entscheidung 93/383/EWG des Rates),

— Teil 6.2, Nummer 39 (Entscheidung 98/536/EG der Kommission),

— Teil 7.1, Nummer 2 (Richtlinie 96/23/EG des Rates),

— Teil 7.2, Nummer 14 (Entscheidung 98/179/EG der Kommission),

— Teil 8.1, Nummer 2 (Richtlinie 90/426/EWG des Rates),

— Teil 8.1, Nummer 3 (Richtlinie 90/539/EWG des Rates),

— Teil 8.1, Nummer 8 (Richtlinie 71/118/EWG des Rates),

— Teil 8.1, Nummer 11 (Richtlinie 91/493/EWG des Rates),

— Teil 8.1, Nummer 13 (Richtlinie 92/46/EWG des Rates),

— Teil 8.1, Nummer 14 (Richtlinie 92/45/EWG des Rates),

— Teil 8.1, Nummer 15 (Richtlinie 92/65/EWG des Rates),

— Teil 8.1, Nummer 16 (Richtlinie 92/118/EWG des Rates),

— Teil 8.1, Nummer 17 (Richtlinie 77/96/EWG des Rates),

— Teil 9.1, Nummer 9 (Entscheidung 2000/50/EG der Kommission).

In Anhang II (Technische Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung)

A. Kapitel 1 (Kraftfahrzeuge):

— Nummer 1 (Richtlinie 70/156/EWG des Rates),

— Nummer 2 (Richtlinie 70/157/EWG des Rates),

— Nummer 3 (Richtlinie 70/220/EWG des Rates),

— Nummer 4 (Richtlinie 70/221/EWG des Rates),

— Nummer 8 (Richtlinie 70/388/EWG des Rates),

— Nummer 9 (Richtlinie 71/127/EWG des Rates),
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— Nummer 10 (Richtlinie 71/320/EWG des Rates),

— Nummer 11 (Richtlinie 72/245/EWG des Rates),

— Nummer 14 (Richtlinie 74/61/EWG des Rates),

— Nummer 16 (Richtlinie 74/408/EWG des Rates),

— Nummer 17 (Richtlinie 74/483/EWG des Rates),

— Nummer 19 (Richtlinie 76/114/EWG des Rates),

— Nummer 22 (Richtlinie 76/757/EWG des Rates),

— Nummer 23 (Richtlinie 76/758/EWG des Rates),

— Nummer 24 (Richtlinie 76/759/EWG des Rates),

— Nummer 25 (Richtlinie 76/760/EWG des Rates),

— Nummer 26 (Richtlinie 76/761/EWG des Rates),

— Nummer 27 (Richtlinie 76/762/EWG des Rates),

— Nummer 29 (Richtlinie 77/538/EWG des Rates),

— Nummer 30 (Richtlinie 77/539/EWG des Rates),

— Nummer 31 (Richtlinie 77/540/EWG des Rates),

— Nummer 32 (Richtlinie 77/541/EWG des Rates),

— Nummer 36 (Richtlinie 78/318/EWG des Rates),

— Nummer 39 (Richtlinie 78/932/EWG des Rates),

— Nummer 44 (Richtlinie 88/77/EWG des Rates),

— Nummer 45a (Richtlinie 91/226/EWG des Rates),

— Nummer 45r (Richtlinie 94/20/EG des Europäischen Parlaments und des Rates),

— Nummer 45t (Richtlinie 95/28/EG des Europäischen Parlaments und des Rates),

— Nummer 45za (Richtlinie 2002/24/EG des Europäischen Parlaments und des Rates).

B. Kapitel II (Land- und forstwirtschaftliche Zugmaschinen):

— Nummer 1 (Richtlinie 74/150/EWG des Rates),

— Nummer 7 (Richtlinie 75/322/EWG des Rates),

— Nummer 11 (Richtlinie 77/536/EWG des Rates),

— Nummer 13 (Richtlinie 78/764/EWG des Rates),

— Nummer 17 (Richtlinie 79/622/EWG des Rates),

— Nummer 20 (Richtlinie 86/298/EWG des Rates),

— Nummer 22 (Richtlinie 87/402/EWG des Rates),

— Nummer 23 (Richtlinie 89/173/EWG des Rates).
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C. Kapitel IV (Haushaltsgeräte):

— Nummer 4a (Richtlinie 94/2/EG der Kommission),

— Nummer 4b (Richtlinie 95/12/EG der Kommission),

— Nummer 4c (Richtlinie 95/13/EG der Kommission),

— Nummer 4d (Richtlinie 96/60/EG der Kommission),

— Nummer 4f (Richtlinie 97/17/EG der Kommission).

D. Kapitel VIII (Druckgefäße):

— Nummer 2 (Richtlinie 76/767/EWG des Rates).

E. Kapitel IX (Messgeräte):

— Nummer 1 (Richtlinie 71/316/EWG des Rates),

— Nummer 5 (Richtlinie 71/347/EWG des Rates),

— Nummer 6 (Richtlinie 71/348/EWG des Rates),

— Nummer 12 (Richtlinie 75/106/EWG des Rates).

F. Kapitel XI (Textilien):

— Nummer 4b (Richtlinie 96/74/EG des Europäischen Parlaments und des Rates).

G. Kapitel XII (Lebensmittel):

— Nummer 18 (Richtlinie 2000/13/EG des Europäischen Parlaments und des Rates),

— Nummer 24 (Richtlinie 80/590/EWG der Kommission),

— Nummer 47 (Richtlinie 89/108/EWG des Rates),

— Nummer 54a (Richtlinie 91/321/EWG der Kommission),

— Nummer 54b (Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 des Rates),

— Nummer 54w (Richtlinie 1999/21/EG der Kommission),

— Nummer 54zh (Richtlinie 2000/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates),

— Nummer 54zn (Verordnung (EG) Nr. 466/2001 der Kommission),

— Nummer 54zs (Richtlinie 2001/114/EG des Rates).

H. Kapitel XIV (Düngemittel):

— Nummer 1 (Richtlinie 76/116/EWG des Rates).

I. Kapitel XV (Gefährliche Stoffe):

— Nummer 1 (Richtlinie 67/548/EWG des Rates).

J. Kapitel XVI (Kosmetika):

— Nummer 9 (Richtlinie 95/17/EG der Kommission).
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K. Kapitel XIX (Allgemeine Bestimmungen auf dem Gebiet der technischen Handelshemmnisse):

— Nummer 1 (Richtlinie 98/34/EG des Europäischen Parlaments und des Rates),

— Nummer 3b (Verordnung (EWG) Nr. 339/93 des Rates),

— Nummer 3e (Richtlinie 94/11/EG des Europäischen Parlaments und des Rates),

— Nummer 3g (Richtlinie 69/493/EWG des Rates).

L. Kapitel XXIV (Maschinen):

— Nummer 1a (Richtlinie 97/68/EG des Europäischen Parlaments und des Rates).

M. Kapitel XXVII (Spirituosen)

— Nummer 1 (Verordnung (EWG) Nr. 1576/89 des Rates)

In Anhang IV (Energie):

— Nummer 7 (Richtlinie 90/377/EWG des Rates),

— Nummer 8 (Richtlinie 90/547/EWG des Rates),

— Nummer 9 (Richtlinie 91/296/EWG des Rates),

— Nummer 11b (Richtlinie 95/12/EG der Kommission),

— Nummer 11c (Richtlinie 95/13/EG der Kommission),

— Nummer 11d (Richtlinie 96/60/EG der Kommission),

— Nummer 11f (Richtlinie 97/17/EG der Kommission).

In Anhang V (Freizügigkeit der Arbeitnehmer)

— Nummer 3 (Richtlinie 68/360/EWG des Rates).

In Anhang VI (Soziale Sicherheit)

— Nummer 1 (Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 des Rates),

— Nummer 2 (Verordnung (EWG) Nr. 574/72 des Rates),

— Nummer 3.18 (Beschluss Nr. 117),

— Nummer 3.19 (Beschluss Nr. 118),

— Nummer 3.27 (Beschluss Nr. 136),

— Nummer 3.37 (Beschluss Nr. 150).

In Anhang VII (Gegenseitige Anerkennung beruflicher Qualifikationen)

— Nummer 1a (Richtlinie 92/51/EWG des Rates),

— Nummer 2 (Richtlinie 77/249/EWG des Rates),

— Nummer 2a (Richtlinie 98/5/EG des Rates),

— Nummer 4 (Richtlinie 93/16/EWG des Rates),

— Nummer 8 (Richtlinie 77/452/EWG des Rates),

— Nummer 10 (Richtlinie 78/686/EWG des Rates),
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— Nummer 11 (Richtlinie 78/687/EWG des Rates),

— Nummer 12 (Richtlinie 78/1026/EWG des Rates),

— Nummer 14 (Richtlinie 80/154/EWG des Rates),

— Nummer 17 (Richtlinie 85/433/EWG des Rates),

— Nummer 18 (Richtlinie 85/384/EWG des Rates).

In Anhang IX (Finanzdienstleistungen):

— Nummer 2 (Erste Richtlinie 73/239/EWG des Rates),

— Nummer 11 (Erste Richtlinie 79/267/EWG des Rates),

— Nummer 13 (Richtlinie 77/92/EWG des Rates),

— Nummer 14 (Richtlinie 2000/12/EG des Europäischen Parlaments und des Rates).

In Anhang XI (Telekommunikationsdienste):

— Nummer 5i (Richtlinie 98/34/EG des Europäischen Parlaments und des Rates).

In Anhang XIII (Verkehr):

— Nummer 1 (Verordnung (EWG) Nr. 1108/70 des Rates),

— Nummer 3 (Verordnung (EWG) Nr. 281/71 des Rates),

— Nummer 5 (Entscheidung Nr. 1692/96/EG des Europäischen Parlaments und des Rates),

— Nummer 7 (Verordnung (EWG) Nr. 1017/68 des Rates),

— Nummer 13 (Richtlinie 92/106/EWG des Rates),

— Nummer 18a (Richtlinie 1999/62/EG des Europäischen Parlaments und des Rates),

— Nummer 19 (Richtlinie 96/26/EG des Rates),

— Nummer 21 (Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 des Rates),

— Nummer 24a (Richtlinie 91/439/EWG des Rates),

— Nummer 24c (Richtlinie 1999/37/EG des Rates),

— Nummer 26a (Verordnung (EWG) Nr. 881/92 des Rates),

— Nummer 32 (Verordnung (EWG) Nr. 684/92 des Rates),

— Nummer 33c (Verordnung (EG) Nr. 2121/98 der Kommission),

— Nummer 37 (Richtlinie 91/440/EWG des Rates),

— Nummer 39 (Verordnung (EWG) Nr. 1192/69 des Rates),

— Nummer 46a (Richtlinie 91/672/EWG des Rates),

— Nummer 47 (Richtlinie 82/714/EWG des Rates),

— Nummer 49 (Entscheidung 77/527/EWG der Kommission),

— Nummer 50 (Verordnung (EWG) Nr. 4056/86 des Rates),
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— Nummer 64a (Verordnung (EWG) Nr. 2408/92 des Rates),

— Nummer 66c (Richtlinie 93/65/EWG des Rates),

— Nummer 66f (Richtlinie 2002/30/EG des Europäischen Parlaments und des Rates).

In Anhang XIV (Wettbewerb):

— Nummer 2 (Verordnung (EG) Nr. 2790/99 der Kommission),

— Nummer 4b (Verordnung (EG) Nr. 1400/2002 der Kommission),

— Nummer 5 (Verordnung (EG) Nr. 240/96 der Kommission),

— Nummer 6 (Verordnung (EG) Nr. 2658/2000 der Kommission),

— Nummer 7 (Verordnung (EG) Nr. 2659/2000 der Kommission),

— Nummer 10 (Verordnung (EWG) Nr. 1017/68 des Rates),

— Nummer 11 (Verordnung (EWG) Nr. 4056/86 des Rates),

— Nummer 11b (Verordnung (EWG) Nr. 1617/93 der Kommission),

— Nummer 11c (Verordnung (EG) Nr. 823/2000 der Kommission).

In Anhang XVI (Öffentliches Auftragswesen):

— Nummer 2 (Richtlinie 93/37/EWG des Rates),

— Nummer 3 (Richtlinie 93/36/EWG des Rates),

— Nummer 4 (Richtlinie 93/38/EWG des Rates),

— Nummer 5a (Richtlinie 92/13/EWG des Rates),

— Nummer 5b (Richtlinie 92/50/EWG des Rates).

In Anhang XVII (Geistiges Eigentum):

— Nummer 6 (Verordnung (EWG) Nr. 1768/92 des Rates),

— Nummer 6a (Verordnung (EG) Nr. 1610/96 des Europäischen Parlaments und des Rates).

In Anhang XX (Umweltschutz):

— Nummer 2fa (Verordnung (EG) Nr. 761/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates),

— Nummer 19a (Richtlinie 2001/80/EG des Europäischen Parlaments und des Rates),

— Nummer 21aa (Verordnung (EG) Nr. 2037/2000 des Europäischen Parlaments und des Rates).

In Anhang XXI (Statistik):

— Nummer 1c (Verordnung (EG) Nr. 2702/98 der Kommission),

— Nummer 1f (Verordnung (EG) Nr. 1227/1999 der Kommission),

— Nummer 1g (Verordnung (EG) Nr. 1228/1999 der Kommission),

— Nummer 6 (Richtlinie 80/1119/EWG des Rates),

— Nummer 7 (Richtlinie 80/1177/EWG des Rates),
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— Nummer 7c (Richtlinie 95/57/EG des Rates),

— Nummer 7f (Verordnung (EG) Nr. 1172/98 des Rates),

— Nummer 24 (Verordnung (EWG) Nr. 837/90 des Rates),

— Nummer 24a (Verordnung (EWG) Nr. 959/93 des Rates),

— Nummer 25b (Verordnung (EWG) Nr. 2018/93 des Rates),

— Nummer 26 (Richtlinie 90/377/EWG des Rates).

In Anhang XXII (Gesellschaftsrecht):

— Nummer 1 (Erste Richtlinie 68/151/EWG des Rates),

— Nummer 2 (Zweite Richtlinie 77/91/EWG des Rates),

— Nummer 3 (Dritte Richtlinie 78/855/EWG des Rates),

— Nummer 4 (Vierte Richtlinie 78/660/EWG des Rates),

— Nummer 6 (Siebente Richtlinie 83/349/EWG des Rates),

— Nummer 9 (Zwölfte Richtlinie 89/667/EWG des Rates auf dem Gebiet des Gesellschaftsrechts).

In Protokoll 21 über die Durchführung der Wettbewerbsregeln für Unternehmen:

— Artikel 3 Absatz 1 Nummer 2 (Verordnung (EG) Nr. 447/98 der Kommission),

— Artikel 3 Absatz 1 Nummer 7 (Verordnung (EWG) Nr. 1017/68 des Rates),

— Artikel 3 Absatz 1 Nummer 11 (Verordnung (EWG) Nr. 4056/86 des Rates).

In Protokoll 26 über die Befugnisse und Aufgaben der EFTA-Überwachungsbehörde im Bereich der staatlichen Bei-
hilfen:

— Artikel 2 (Verordnung (EG) Nr. 659/1999 des Rates).

In Protokoll 31 über die Zusammenarbeit in bestimmten Bereichen außerhalb der vier Freiheiten:

— Fußnote (Verordnung (EWG) Nr. 337/75 des Rates) zu Artikel 4 Absatz 6 (Allgemeine und berufliche Bildung
und Jugend),

— Fußnote (Verordnung (EWG) Nr. 1365/75 des Rates) zu Artikel 5 Absatz 10 (Sozialpolitik),

— (Entscheidung 2000/819/EG des Rates) zu Artikel 7 Absatz 5 (Unternehmen und unternehmerische Initiative
sowie kleine und mittlere Unternehmen), siebter Gedankenstrich.

TEIL II

Weitere Änderungen zu den Anhängen des EWR-Abkommens

Es werden folgende Änderungen an den Anhängen zum EWR-Abkommen vorgenommen:

In Anhang I (Veterinärwesen und Pflanzenschutz), Kapitel I (Veterinärwesen)

In Unterkapitel 1 Teil 1.1. Nummer 4 (Richtlinie 97/78/EG des Rates) werden die Nummern 16 und 17 in Anpassung b)
in Nummern 26 und 27 umbenannt.
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In Anhang II (Technische Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung)

Kapitel XII (Lebensmittel)

In Nummer 54zs (Richtlinie 2001/114/EG des Rates) wird der an Anhang II anzufügende Text „k)“ in „za)“ umbenannt.

In Anhang V (Freizügigkeit der Arbeitnehmer)

1. In Nummer 3 (Richtlinie 68/360/EWG des Rates) erhält die Anpassung e) ii) folgende Fassung:

„ii) Die Fußnote erhält folgende Fassung:

‚Je nach Ausstellungsland: belgischen, tschechischen, dänischen, deutschen, estnischen, griechischen, islän-
dischen, spanischen, französischen, irischen, italienischen, zypriotischen, lettischen, liechtensteinischen,
litauischen, luxemburgischen, ungarischen, maltesischen, niederländischen, norwegischen, österreichischen, pol-
nischen, portugiesischen, slowenischen, slowakischen, finnischen, schwedischen und britischen.‘“

2. In Nummer 7 (Entscheidung 93/569/EWG der Kommission) werden die Wörter „Österreich, Finnland, Island, Nor-
wegen und Schweden“ durch die Wörter „Island und Norwegen“ ersetzt.

In Anhang VI (Soziale Sicherheit)

1. Die Anpassungen in Nummer 1 (Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 des Rates) werden wie folgt geändert:

a) In den Anpassungen h), i), j), k), l), m), p), q), r), t) und v) werden die Buchstaben „P“, „Q“ und „R“ in die Buch-
staben „ZA“, „ZB“ bzw. „ZC“ umbenannt.

b) Die Aufzählung in Anpassung n) erhält folgende Fassung:

„301. ISLAND — BELGIEN

Kein Abkommen.

302. ISLAND — TSCHECHISCHE REPUBLIK

Kein Abkommen.

303. ISLAND — DÄNEMARK

Artikel 10 des Nordischen Abkommens vom 15. Juni 1992 über soziale Sicherheit.

304. ISLAND — DEUTSCHLAND

Kein Abkommen.

305. ISLAND — ESTLAND

Kein Abkommen.

306. ISLAND — GRIECHENLAND

Kein Abkommen.

307. ISLAND — SPANIEN

Kein Abkommen.

308. ISLAND — FRANKREICH

Kein Abkommen.
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309. ISLAND — IRLAND

Kein Abkommen.

310. ISLAND — ITALIEN

Kein Abkommen.

311. ISLAND — ZYPERN

Kein Abkommen.

312. ISLAND — LETTLAND

Kein Abkommen.

313. ISLAND — LITAUEN

Kein Abkommen.

314. ISLAND — LUXEMBURG

Kein Abkommen.

315. ISLAND — UNGARN

Kein Abkommen.

316. ISLAND — MALTA

Kein Abkommen.

317. ISLAND — NIEDERLANDE

Kein Abkommen.

318. ISLAND — ÖSTERREICH

Keine.

319. ISLAND — POLEN

Kein Abkommen.

320. ISLAND — PORTUGAL

Kein Abkommen.

321. ISLAND — SLOWENIEN

Kein Abkommen.

322. ISLAND — SLOWAKEI

Kein Abkommen.

323. ISLAND — FINNLAND

Artikel 10 des Nordischen Abkommens vom 15. Juni 1992 über soziale Sicherheit.

324. ISLAND — SCHWEDEN

Artikel 10 des Nordischen Abkommens vom 15. Juni 1992 über soziale Sicherheit.
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325. ISLAND — VEREINIGTES KÖNIGREICH

Keine.

326. ISLAND — LIECHTENSTEIN

Kein Abkommen.

327. ISLAND — NORWEGEN

Artikel 10 des Nordischen Abkommens vom 15. Juni 1992 über soziale Sicherheit.

328. LIECHTENSTEIN — BELGIEN

Kein Abkommen.

329. LIECHTENSTEIN — TSCHECHISCHE REPUBLIK

Kein Abkommen.

330. LIECHTENSTEIN — DÄNEMARK

Kein Abkommen.

331. LIECHTENSTEIN — DEUTSCHLAND

Artikel 4 Absatz 2 des Abkommens vom 7. April 1977 über soziale Sicherheit, geändert durch das
Zusatzabkommen Nr. 1 vom 11. August 1989 in Bezug auf die Zahlung von Geldleistungen an Personen,
die in einem Drittstaat wohnen.

332. LIECHTENSTEIN — ESTLAND

Kein Abkommen.

333. LIECHTENSTEIN — GRIECHENLAND

Kein Abkommen.

334. LIECHTENSTEIN — SPANIEN

Kein Abkommen.

335. LIECHTENSTEIN — FRANKREICH

Kein Abkommen.

336. LIECHTENSTEIN — IRLAND

Kein Abkommen.

337. LIECHTENSTEIN — ITALIEN

Artikel 5 Satz 2 des Abkommens vom 11. November 1976 über soziale Sicherheit in Bezug auf die Zah-
lung von Geldleistungen an Personen, die in einem Drittstaat wohnen.

338. LIECHTENSTEIN — ZYPERN

Kein Abkommen.

339. LIECHTENSTEIN — LETTLAND

Kein Abkommen.
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340. LIECHTENSTEIN — LITAUEN

Kein Abkommen.

341. LIECHTENSTEIN — LUXEMBURG

Kein Abkommen.

342. LIECHTENSTEIN — UNGARN

Kein Abkommen.

343. LIECHTENSTEIN — MALTA

Kein Abkommen.

344. LIECHTENSTEIN — NIEDERLANDE

Kein Abkommen.

345. LIECHTENSTEIN — ÖSTERREICH

Artikel 4 des Abkommens vom 23. September 1998 über soziale Sicherheit.

346. LIECHTENSTEIN — POLEN

Kein Abkommen.

347. LIECHTENSTEIN — PORTUGAL

Kein Abkommen.

348. LIECHTENSTEIN — SLOWENIEN

Kein Abkommen.

349. LIECHTENSTEIN — SLOWAKEI

Kein Abkommen.

350. LIECHTENSTEIN — FINNLAND

Kein Abkommen.

351. LIECHTENSTEIN — SCHWEDEN

Kein Abkommen.

352. LIECHTENSTEIN — VEREINIGTES KÖNIGREICH

Kein Abkommen.

353. LIECHTENSTEIN — NORWEGEN

Kein Abkommen.

354. NORWEGEN — BELGIEN

Kein Abkommen.

355. NORWEGEN — TSCHECHISCHE REPUBLIK

Kein Abkommen.
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356. NORWEGEN — DÄNEMARK

Artikel 10 des Nordischen Abkommens vom 15. Juni 1992 über soziale Sicherheit.

357. NORWEGEN — DEUTSCHLAND

Kein Abkommen.

358. NORWEGEN — ESTLAND

Kein Abkommen.

359. NORWEGEN — GRIECHENLAND

Artikel 16 Absatz 5 des Abkommens vom 12. Juni 1980 über soziale Sicherheit

360. NORWEGEN — SPANIEN

Kein Abkommen.

361. NORWEGEN — FRANKREICH

Keine.

362. NORWEGEN — IRLAND

Kein Abkommen.

363. NORWEGEN — ITALIEN

Keine.

364. NORWEGEN — ZYPERN

Kein Abkommen.

365. NORWEGEN — LETTLAND

Kein Abkommen.

366. NORWEGEN — LITAUEN

Kein Abkommen.

367. NORWEGEN — LUXEMBURG

Keine.

368. NORWEGEN — UNGARN

Keine.

369. NORWEGEN — MALTA

Kein Abkommen.

370. NORWEGEN — NIEDERLANDE

Artikel 5 Absatz 2 des Abkommens vom 13. April 1989 über soziale Sicherheit.
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371. NORWEGEN — ÖSTERREICH

a) Artikel 5 Absatz 2 des Abkommens vom 27. August 1985 über soziale Sicherheit.

b) Artikel 4 des genannten Abkommens in Bezug auf Personen, die in einem Drittstaat wohnen.

c) Nummer II des Schlussprotokolls zum genannten Abkommen in Bezug auf Personen, die in einem
Drittstaat wohnen.

372. NORWEGEN — POLEN

Kein Abkommen.

373. NORWEGEN — PORTUGAL

Artikel 6 des Abkommens vom 5. Juni 1980 über soziale Sicherheit.

374. NORWEGEN — SLOWENIEN

Keine.

375. NORWEGEN — SLOWAKEI

Kein Abkommen.

376. NORWEGEN — FINNLAND

Artikel 10 des Nordischen Abkommens vom 15. Juni 1992 über soziale Sicherheit.

377. NORWEGEN — SCHWEDEN

Artikel 10 des Nordischen Abkommens vom 15. Juni 1992 über soziale Sicherheit.

378. NORWEGEN — VEREINIGTES KÖNIGREICH

Keine.“

c) Die Aufzählung in Anpassung o) erhält folgende Fassung:

„301. ISLAND — BELGIEN

Kein Abkommen.

302. ISLAND — TSCHECHISCHE REPUBLIK

Kein Abkommen.

303. ISLAND — DÄNEMARK

Keine.

304. ISLAND — DEUTSCHLAND

Kein Abkommen.

305. ISLAND — ESTLAND

Kein Abkommen.

306. ISLAND — GRIECHENLAND

Kein Abkommen.
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307. ISLAND — SPANIEN

Kein Abkommen.

308. ISLAND — FRANKREICH

Kein Abkommen.

309. ISLAND — IRLAND

Kein Abkommen.

310. ISLAND — ITALIEN

Kein Abkommen.

311. ISLAND — ZYPERN

Kein Abkommen.

312. ISLAND — LETTLAND

Kein Abkommen.

313. ISLAND — LITAUEN

Kein Abkommen.

314. ISLAND — LUXEMBURG

Kein Abkommen.

315. ISLAND — UNGARN

Kein Abkommen.

316. ISLAND — MALTA

Kein Abkommen.

317. ISLAND — NIEDERLANDE

Kein Abkommen.

318. ISLAND — ÖSTERREICH

Artikel 4 des Abkommens vom 18. November 1993 über soziale Sicherheit.

319. ISLAND — POLEN

Kein Abkommen.

320. ISLAND — PORTUGAL

Kein Abkommen.

321. ISLAND — SLOWENIEN

Kein Abkommen.

322. ISLAND — SLOWAKEI

Kein Abkommen.
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323. ISLAND — FINNLAND

Keine.

324. ISLAND — SCHWEDEN

Keine.

325. ISLAND — VEREINIGTES KÖNIGREICH

Keine.

326. ISLAND — LIECHTENSTEIN

Kein Abkommen.

327. ISLAND — NORWEGEN

Keine.

328. LIECHTENSTEIN — BELGIEN

Kein Abkommen.

329. LIECHTENSTEIN — TSCHECHISCHE REPUBLIK

Kein Abkommen.

330. LIECHTENSTEIN — DÄNEMARK

Kein Abkommen.

331. LIECHTENSTEIN — DEUTSCHLAND

Artikel 4 Absatz 2 des Abkommens vom 7. April 1977 über soziale Sicherheit, geändert durch das
Zusatzabkommen Nr. 1 vom 11. August 1989 in Bezug auf die Zahlung von Geldleistungen an Personen,
die in einem Drittstaat wohnen.

332. LIECHTENSTEIN — ESTLAND

Kein Abkommen.

333. LIECHTENSTEIN — GRIECHENLAND

Kein Abkommen.

334. LIECHTENSTEIN — SPANIEN

Kein Abkommen.

335. LIECHTENSTEIN — FRANKREICH

Kein Abkommen.

336. LIECHTENSTEIN — IRLAND

Kein Abkommen.

337. LIECHTENSTEIN — ITALIEN

Artikel 5 Satz 2 des Abkommens vom 11. November 1976 über soziale Sicherheit in Bezug auf die Zah-
lung von Geldleistungen an Personen, die in einem Drittstaat wohnen.
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338. LIECHTENSTEIN — ZYPERN

Kein Abkommen.

339. LIECHTENSTEIN — LETTLAND

Kein Abkommen.

340. LIECHTENSTEIN — LITAUEN

Kein Abkommen.

341. LIECHTENSTEIN — LUXEMBURG

Kein Abkommen.

342. LIECHTENSTEIN — UNGARN

Kein Abkommen.

343. LIECHTENSTEIN — MALTA

Kein Abkommen.

344. LIECHTENSTEIN — NIEDERLANDE

Kein Abkommen.

345. LIECHTENSTEIN — ÖSTERREICH

Artikel 4 des Abkommens vom 23. September 1998 über soziale Sicherheit.

346. LIECHTENSTEIN — POLEN

Kein Abkommen.

347. LIECHTENSTEIN — PORTUGAL

Kein Abkommen.

348. LIECHTENSTEIN — SLOWENIEN

Kein Abkommen.

349. LIECHTENSTEIN — SLOWAKEI

Kein Abkommen.

350. LIECHTENSTEIN — FINNLAND

Kein Abkommen.

351. LIECHTENSTEIN — SCHWEDEN

Kein Abkommen.

352. LIECHTENSTEIN — VEREINIGTES KÖNIGREICH

Kein Abkommen.
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353. LIECHTENSTEIN — NORWEGEN

Kein Abkommen.

354. NORWEGEN — BELGIEN

Kein Abkommen.

355. NORWEGEN — TSCHECHISCHE REPUBLIK

Kein Abkommen.

356. NORWEGEN — DÄNEMARK

Keine.

357. NORWEGEN — DEUTSCHLAND

Kein Abkommen.

358. NORWEGEN — ESTLAND

Kein Abkommen.

359. NORWEGEN — GRIECHENLAND

Keine.

360. NORWEGEN — SPANIEN

Kein Abkommen.

361. NORWEGEN — FRANKREICH

Keine.

362. NORWEGEN — IRLAND

Kein Abkommen.

363. NORWEGEN — ITALIEN

Keine.

364. NORWEGEN — ZYPERN

Kein Abkommen.

365. NORWEGEN — LETTLAND

Kein Abkommen.

366. NORWEGEN — LITAUEN

Kein Abkommen.

367. NORWEGEN — LUXEMBURG

Keine.

368. NORWEGEN — UNGARN

Keine.

369. NORWEGEN — MALTA

Kein Abkommen.
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370. NORWEGEN — NIEDERLANDE

Artikel 5 Absatz 2 des Abkommens vom 13. April 1989 über soziale Sicherheit.

371. NORWEGEN — ÖSTERREICH

a) Artikel 5 Absatz 2 des Abkommens vom 27. August 1985 über soziale Sicherheit.

b) Artikel 4 des genannten Abkommens in Bezug auf Personen, die in einem Drittstaat wohnen.

c) Nummer II des Schlussprotokolls zu den genannten Abkommen in Bezug auf Personen, die in einem
Drittstaat wohnen.

372. NORWEGEN — POLEN

Kein Abkommen.

373. NORWEGEN — PORTUGAL

Keine.

374. NORWEGEN — SLOWENIEN

Keine.

375. NORWEGEN — SLOWAKEI

Kein Abkommen.

376. NORWEGEN — FINNLAND

Keine.

377. NORWEGEN — SCHWEDEN

Keine.

378. NORWEGEN — VEREINIGTES KÖNIGREICH

Keine.“

d) In Anpassung s) wird Buchstabe „g)“ in „j)“ umbenannt.

e) In Anpassung u) werden die Nummern „13“, „14“ und „15“ in die Nummern „17“, „18“ bzw. „19“ umbenannt.

2. Die Anpassungen in Nummer 2 (Verordnung (EWG) Nr. 574/72 des Rates) werden wie folgt geändert:

a) In den Anpassungen a), b), c), f), h), i), l), m), und n) werden die Buchstaben „P“, „Q“ und „R“ in die Buchstaben
„ZA“, „ZB“ bzw. „ZC“ umbenannt.

b) In den Anpassungen d) und e) werden die Wörter „K. AUSTRIA“ durch die Wörter „R. AUSTRIA“ ersetzt.

c) Die Aufzählung in Anpassung g) erhält folgende Fassung:

„301. ISLAND — BELGIEN

Nicht zutreffend.

302. ISLAND — TSCHECHISCHE REPUBLIK

Kein Abkommen.
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303. ISLAND — DÄNEMARK

Artikel 23 des Nordischen Abkommens vom 15. Juni 1992 über soziale Sicherheit: Vereinbarung des
gegenseitigen Verzichts auf Erstattung nach Artikel 36 Absatz 3, Artikel 63 Absatz 3 und Artikel 70
Absatz 3 der Verordnung (Aufwendungen für Sachleistungen bei Krankheit und Mutterschaft, Arbeits-
unfällen und Berufskrankheiten sowie Leistungen bei Arbeitslosigkeit) und Artikel 105 Absatz 2 der
Durchführungsverordnung (Kosten der verwaltungsmäßigen Kontrollen und ärztlichen Untersuchungen).

304. ISLAND — DEUTSCHLAND

Nicht zutreffend.

305. ISLAND — ESTLAND

Kein Abkommen.

306. ISLAND — GRIECHENLAND

Nicht zutreffend.

307. ISLAND — SPANIEN

Nicht zutreffend.

308. ISLAND — FRANKREICH

Nicht zutreffend.

309. ISLAND — IRLAND

Nicht zutreffend.

310. ISLAND — ITALIEN

Nicht zutreffend.

311. ISLAND — ZYPERN

Kein Abkommen.

312. ISLAND — LETTLAND

Kein Abkommen.

313. ISLAND — LITAUEN

Kein Abkommen.

314. ISLAND — LUXEMBURG

Keine.

315. ISLAND — UNGARN

Kein Abkommen.

316. ISLAND — MALTA

Kein Abkommen.

L 130/44 29.4.2004Amtsblatt der Europäischen UnionDE



317. ISLAND — NIEDERLANDE

Briefwechsel vom 25. April und 26. Mai 1995 zu Artikel 36 Absatz 3 und Artikel 63 Absatz 3 der Ver-
ordnung betreffend den Verzicht auf die Erstattung der Aufwendungen für Sachleistungen bei Krankheit,
Mutterschaft, Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten gemäß Titel III Kapitel 1 und 4 der Verordnung (EG)
Nr. 1408/71, ausgenommen Artikel 22 Absatz 1 Buchstabe c) und Artikel 55 Absatz 1 Buchstabe c).

318. ISLAND — ÖSTERREICH

Vereinbarung vom 21. Juni 1995 über die Kostenerstattung im Bereich der sozialen Sicherheit.

319. ISLAND — POLEN

Kein Abkommen.

320. ISLAND — PORTUGAL

Nicht zutreffend.

321. ISLAND — SLOWENIEN

Kein Abkommen.

322. ISLAND — SLOWAKEI

Kein Abkommen.

323. ISLAND — FINNLAND

Artikel 23 des Nordischen Abkommens vom 15. Juni 1992 über soziale Sicherheit: Vereinbarung des
gegenseitigen Verzichts auf Erstattung nach Artikel 36 Absatz 3, Artikel 63 Absatz 3 und Artikel 70
Absatz 3 der Verordnung (Aufwendungen für Sachleistungen bei Krankheit und Mutterschaft, Arbeits-
unfällen und Berufskrankheiten sowie Leistungen bei Arbeitslosigkeit) und Artikel 105 Absatz 2 der
Durchführungsverordnung (Kosten der verwaltungsmäßigen Kontrollen und ärztlichen Untersuchungen).

324. ISLAND — SCHWEDEN

Artikel 23 des Nordischen Abkommens vom 15. Juni 1992 über soziale Sicherheit: Vereinbarung des
gegenseitigen Verzichts auf Erstattung nach Artikel 36 Absatz 3, Artikel 63 Absatz 3 und Artikel 70
Absatz 3 der Verordnung (Aufwendungen für Sachleistungen bei Krankheit und Mutterschaft, Arbeits-
unfällen und Berufskrankheiten sowie Leistungen bei Arbeitslosigkeit) und Artikel 105 Absatz 2 der
Durchführungsverordnung (Kosten der verwaltungsmäßigen Kontrollen und ärztlichen Untersuchungen).

325. ISLAND — VEREINIGTES KÖNIGREICH

Keine.

326. ISLAND — LIECHTENSTEIN

Nicht zutreffend.

327. ISLAND — NORWEGEN

Artikel 23 des Nordischen Abkommens vom 15. Juni 1992 über soziale Sicherheit: Vereinbarung des
gegenseitigen Verzichts auf Erstattung nach Artikel 36 Absatz 3, Artikel 63 Absatz 3 und Artikel 70
Absatz 3 der Verordnung (Aufwendungen für Sachleistungen bei Krankheit und Mutterschaft, Arbeits-
unfällen und Berufskrankheiten sowie Leistungen bei Arbeitslosigkeit) und Artikel 105 Absatz 2 der
Durchführungsverordnung (Kosten der verwaltungsmäßigen Kontrollen und ärztlichen Untersuchungen).

328. LIECHTENSTEIN — BELGIEN

Nicht zutreffend.
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329. LIECHTENSTEIN — TSCHECHISCHE REPUBLIK

Kein Abkommen.

330. LIECHTENSTEIN — DÄNEMARK

Nicht zutreffend.

331. LIECHTENSTEIN — DEUTSCHLAND

Keine.

332. LIECHTENSTEIN — ESTLAND

Kein Abkommen.

333. LIECHTENSTEIN — GRIECHENLAND

Nicht zutreffend.

334. LIECHTENSTEIN — SPANIEN

Nicht zutreffend.

335. LIECHTENSTEIN — FRANKREICH

Nicht zutreffend.

336. LIECHTENSTEIN — IRLAND

Nicht zutreffend.

337. LIECHTENSTEIN — ITALIEN

Keine.

338. LIECHTENSTEIN — ZYPERN

Kein Abkommen.

339. LIECHTENSTEIN — LETTLAND

Kein Abkommen.

340. LIECHTENSTEIN — LITAUEN

Kein Abkommen.

341. LIECHTENSTEIN — LUXEMBURG

Nicht zutreffend.

342. LIECHTENSTEIN — UNGARN

Kein Abkommen.

343. LIECHTENSTEIN — MALTA

Kein Abkommen.
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344. LIECHTENSTEIN — NIEDERLANDE

Artikel 2 bis 6 der Vereinbarung vom 27. November 2000 über die Abrechnung von Kosten im Bereich
der sozialen Sicherheit.

345. LIECHTENSTEIN — ÖSTERREICH

Vereinbarung vom 14. Dezember 1995 über die Kostenerstattung im Bereich der sozialen Sicherheit.

346. LIECHTENSTEIN — POLEN

Kein Abkommen.

347. LIECHTENSTEIN — PORTUGAL

Nicht zutreffend.

348. LIECHTENSTEIN — SLOWENIEN

Kein Abkommen.

349. LIECHTENSTEIN — SLOWAKEI

Kein Abkommen.

350. LIECHTENSTEIN — FINNLAND

Nicht zutreffend.

351. LIECHTENSTEIN — SCHWEDEN

Nicht zutreffend.

352. LIECHTENSTEIN — VEREINIGTES KÖNIGREICH

Nicht zutreffend.

353. LIECHTENSTEIN — NORWEGEN

Nicht zutreffend.

354. NORWEGEN — BELGIEN

Nicht zutreffend.

355. NORWEGEN — TSCHECHISCHE REPUBLIK

Kein Abkommen.

356. NORWEGEN — DÄNEMARK

Artikel 23 des Nordischen Abkommens vom 15. Juni 1992 über soziale Sicherheit: Vereinbarung des
gegenseitigen Verzichts auf Erstattung nach Artikel 36 Absatz 3, Artikel 63 Absatz 3 und Artikel 70
Absatz 3 der Verordnung (Aufwendungen für Sachleistungen bei Krankheit und Mutterschaft, Arbeits-
unfällen und Berufskrankheiten sowie Leistungen bei Arbeitslosigkeit) und Artikel 105 Absatz 2 der
Durchführungsverordnung (Kosten der verwaltungsmäßigen Kontrollen und ärztlichen Untersuchungen).

357. NORWEGEN — DEUTSCHLAND

Artikel 1 des Abkommens vom 28. Mai 1999 über den Verzicht auf die Erstattung von Aufwendungen
für Sachleistungen bei Krankheit, Mutterschaft, Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten sowie der Kosten
für verwaltungsmäßige Kontrollen und ärztliche Untersuchungen.
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358. NORWEGEN — ESTLAND

Kein Abkommen.

359. NORWEGEN — GRIECHENLAND

Keine.

360. NORWEGEN — SPANIEN

Nicht zutreffend.

361. NORWEGEN — FRANKREICH

Keine.

362. NORWEGEN — IRLAND

Nicht zutreffend.

363. NORWEGEN — ITALIEN

Keine.

364. NORWEGEN — ZYPERN

Kein Abkommen.

365. NORWEGEN — LETTLAND

Kein Abkommen.

366. NORWEGEN — LITAUEN

Kein Abkommen.

367. NORWEGEN — LUXEMBURG

Artikel 2 bis 4 der Vereinbarung vom 19. März 1998 über die Kostenerstattung im Bereich der sozialen
Sicherheit.

368. NORWEGEN — UNGARN

Keine.

369. NORWEGEN — MALTA

Kein Abkommen.

370. NORWEGEN — NIEDERLANDE

Briefwechsel vom 13. Januar 1994 und vom 10. Juni 1994 zu Artikel 36 Absatz 3 und Artikel 63 Absatz
3 der Verordnung (EG) Nr. 1408/71 (Verzicht auf die Erstattung der Aufwendungen für Sachleistungen
gemäß Titel III Kapitel 1 und 4 der Verordnung (EG) Nr. 1408/71, ausgenommen Artikel 22 Absatz 1
Buchstabe c) und Artikel 55 Absatz 1 Buchstabe c), sowie der daraus folgenden Kosten für verwaltungs-
mäßige Kontrollen und ärztliche Untersuchungen gemäß Artikel 105 der Verordnung (EG) Nr. 574/72).

371. NORWEGEN — ÖSTERREICH

Vereinbarung vom 17. Dezember 1996 über die Kostenerstattung im Bereich der sozialen Sicherheit.

372. NORWEGEN — POLEN

Kein Abkommen.
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373. NORWEGEN — PORTUGAL

Keine.

374. NORWEGEN — SLOWENIEN

Keine.

375. NORWEGEN — SLOWAKEI

Kein Abkommen.

376. NORWEGEN — FINNLAND

Artikel 23 des Nordischen Abkommens vom 15. Juni 1992 über soziale Sicherheit: Vereinbarung des
gegenseitigen Verzichts auf Erstattung nach Artikel 36 Absatz 3, Artikel 63 Absatz 3 und Artikel 70
Absatz 3 der Verordnung (Aufwendungen für Sachleistungen bei Krankheit und Mutterschaft, Arbeits-
unfällen und Berufskrankheiten sowie Leistungen bei Arbeitslosigkeit) und Artikel 105 Absatz 2 der
Durchführungsverordnung (Kosten der verwaltungsmäßigen Kontrollen und ärztlichen Untersuchungen).

377. NORWEGEN — SCHWEDEN

Artikel 23 des Nordischen Abkommens vom 15. Juni 1992 über soziale Sicherheit: Vereinbarung des
gegenseitigen Verzichts auf Erstattung nach Artikel 36 Absatz 3, Artikel 63 Absatz 3 und Artikel 70
Absatz 3 der Verordnung (Aufwendungen für Sachleistungen bei Krankheit und Mutterschaft, Arbeits-
unfällen und Berufskrankheiten sowie Leistungen bei Arbeitslosigkeit) und Artikel 105 Absatz 2 der
Durchführungsverordnung (Kosten der verwaltungsmäßigen Kontrollen und ärztlichen Untersuchungen).

378. NORWEGEN — VEREINIGTES KÖNIGREICH

Briefwechsel vom 20. März 1997 und vom 3. April 1997 über Artikel 36 Absatz 3 und Artikel 63
Absatz 3 der Verordnung (Erstattung oder Verzicht auf Erstattung der Aufwendungen für Sachleistungen)
und Artikel 105 der Durchführungsverordnung (Verzicht auf Erstattung der Kosten der verwaltungsmäßi-
gen Kontrollen und ärztlichen Untersuchungen).“

d) Die Aufzählung in Anpassung j) erhält folgende Fassung:

„Island und Belgien

Island und der Tschechischen Republik

Island und Deutschland

Island und Estland

Island und Spanien

Island und Frankreich

Island und Zypern

Island und Lettland

Island und Litauen

Island und Luxemburg

Island und Ungarn

Island und Malta

Island und den Niederlanden

Island und Österreich
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Island und Polen

Island und Slowenien

Island und Slowakei

Island und Finnland

Island und Schweden

Island und dem Vereinigten Königreich

Island und Liechtenstein

Island und Norwegen

Liechtenstein und Belgien

Liechtenstein und der Tschechischen Republik

Liechtenstein und Deutschland

Liechtenstein und Estland

Liechtenstein und Spanien

Liechtenstein und Frankreich

Liechtenstein und Zypern

Liechtenstein und Lettland

Liechtenstein und Litauen

Liechtenstein und Irland

Liechtenstein und Luxemburg

Liechtenstein und den Niederlanden

Liechtenstein und Ungarn

Liechtenstein und Malta

Liechtenstein und Österreich

Liechtenstein und Polen

Liechtenstein und Slowenien

Liechtenstein und Slowakei

Liechtenstein und Finnland

Liechtenstein und Schweden

Liechtenstein und dem Vereinigten Königreich

Liechtenstein und Norwegen

Norwegen und Belgien

Norwegen und der Tschechischen Republik

Norwegen und Deutschland
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Norwegen und Estland

Norwegen und Spanien

Norwegen und Frankreich

Norwegen und Irland

Norwegen und Zypern

Norwegen und Lettland

Norwegen und Litauen

Norwegen und Luxemburg

Norwegen und Ungarn

Norwegen und Malta

Norwegen und den Niederlanden

Norwegen und Österreich

Norwegen und Polen

Norwegen und Portugal

Norwegen und Slowenien

Norwegen und Slowakei

Norwegen und Finnland

Norwegen und Schweden

Norwegen und dem Vereinigten Königreich.“

3. Die Buchstaben „P“, „Q“ und „R“ in der Anpassung in Nummer 3.27 (Beschluss Nr. 136) werden in die Buchstaben
„ZA“, „ZB“ bzw. „ZC“ umbenannt.

4. Die Buchstaben „P“, „Q“ und „R“ in der Anpassung in Nummer 3.37 (Beschluss Nr. 150) werden in die Buchstaben
„ZA“, „ZB“ bzw. „ZC“ umbenannt.

In Anhang VII (Gegenseitige Anerkennung beruflicher Qualifikationen):

1. In Anpassung a) Nummer 18 (Richtlinie 85/384/EWG des Rates) werden die Buchstaben n), o) und p) jeweils in die
Buchstaben za), zb) bzw. zc) umbenannt, und die Buchstaben l), m) und q) werden gestrichen.

2. In Abschnitt 1 der Anpassungen in Nummer 11 (Richtlinie 78/687/EWG des Rates), werden die Wörter „Artikel 19,
19a und 19b“ durch die Wörter „Artikel 19, 19a, 19b, 19c und 19d“ ersetzt.

In Anhang XIII (Verkehr):

1. Nummer 5 (Entscheidung Nr. 1692/96 des Europäischen Parlaments und des Rates) wird wie folgt geändert:

a) In Anpassung i) werden die Nummern 2.15 und 2.16 in Nummern 2.26 bzw. 2.27 umnummeriert.

b) In Anpassung j) wird Nummer 3.16 in Nummer 3.24 umnummeriert.

c) In Anpassung ja) werden Nummern 5.6 und 5.7 in 5.8 bzw. 5.9 umnummeriert.

d) In Anpassung k) werden Nummern 6.8 und 6.9 in 6.18 bzw. 6.19 umnummeriert.
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2. Anhang VI (MUSTER DER MITTEILUNG) (siehe Anlage 6) erhält die in der Anlage zu diesem Anhang aufgeführte
Fassung.

In Anhang XXI (Statistiken):

1. Anpassung b) in Nummer 6 (Richtlinie 80/1119/EWG des Rates) erhält folgende Fassung:

„Anhang III wird wie folgt geändert:

1. Zwischen der Überschrift „VERZEICHNIS DER LÄNDER UND LÄNDERGRUPPEN“ und Teil I der Tabelle wird
Folgendes eingefügt:

„A. EWR-Länder“;

2. Teil II-VII erhält folgende Fassung:

„II. EFTA/EWR-Länder

26. Island

27. Norwegen

B. Nicht-EWR-Länder

III. Europäische Nicht-EWR-Länder

28. Schweiz

29. GUS

30. Rumänien

31. Bulgarien

32. Bundesrepublik Jugoslawien

33. Türkei

34. Sonstige europäische Nicht-EWR-Länder

IV.

35. Vereinigte Staaten von Amerika

V.

36. Sonstige Länder“.“

2. Anpassung c) in Nummer 7 (Richtlinie 80/1177/EWG des Rates) erhält folgende Fassung:

„Anhang III wird wie folgt geändert:

1. Zwischen der Überschrift „VERZEICHNIS DER LÄNDER UND LÄNDERGRUPPEN“ und Teil I der Tabelle wird
Folgendes eingefügt:

„A. EWR-Länder“;

2. Teil II-VII erhält folgende Fassung:

„II. EFTA/EWR-Länder

26. Island

27. Norwegen
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B. Nicht-EWR-Länder

28. Schweiz

29. Bundesrepublik Jugoslawien

30. Türkei

31. GUS

32. Rumänien

33. Bulgarien

34. Länder des nahen und mittleren Ostens

35. Sonstige Länder“.“

In Anhang XXII (Gesellschaftsrecht):

1. Die Buchstaben p), q) und r) in Anpassung b) in Nummer 4 (Vierte Richtlinie 78/660/EWG des Rates) wer-
den in die Buchstaben za), zb) bzw. zc) umbenannt.

2. Die Buchstaben p), q) und r) in Nummer 6 (Siebente Richtlinie 83/349/EWG des Rates) werden in die
Buchstaben za), zb) bzw. zc) umbenannt.
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Anlage

„ANHANG VI

MUSTER DER MITTEILUNG

nach Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 12/98 des Rates vom 11. Dezember 1997 über die Bedingun-
gen für die Zulassung von Verkehrsunternehmern zum Personenkraftverkehr innerhalb eines Mitgliedstaats, in

dem sie nicht ansässig sind, in der für die Zwecke des EWR-Abkommens angepassten Fassung

Kabotagebeförderungen im Zeitraum . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . (Quartal) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . (Jahr)

durch Verkehrsunternehmen, die in . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . (EFTA-Staat) niedergelassen sind.

EG-Aufnahme-
mitgliedstaat bzw.

EFTA-Aufnahmestaat

Anzahl der Fahrgäste Fahrgastkilometer

Art der Verkehrsdienste Art der Verkehrsdienste

Sonderformen
Linienverkehr Gelegenheitsverkehr Sonderformen

Linienverkehr Gelegenheitsverkehr

A

CZ

B

D

EST

DK

E

GR

FIN

F

I

CY

LV

LT

IRL

L

H
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EG-Aufnahme-
mitgliedstaat bzw.

EFTA-Aufnahmestaat

Anzahl der Fahrgäste Fahrgastkilometer

Art der Verkehrsdienste Art der Verkehrsdienste

Sonderformen
Linienverkehr Gelegenheitsverkehr Sonderformen

Linienverkehr Gelegenheitsverkehr

M

NL

PL

P

SLO

SK

S

UK

IS

FL

N

Kabotage insgesamt

“
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ANHANG B

Verzeichnis nach Artikel 4 des Abkommens

Die Anhänge zum EWR-Abkommen werden wie folgt geändert:

Anhang I (Veterinärwesen und Pflanzenschutz):

1. In Kapitel I, Teil 5.1, Nummer 4 (Richtlinie 92/46/EWG des Rates) wird Folgendes angefügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für die Tsche-
chische Republik (Anhang V, Kapitel 3, Abschnitt A, Teil I, Nummer 1), Lettland (Anhang VIII, Kapitel 4, Abschnitt
B, Teil I, Nummer 1), Litauen (Anhang IX, Kapitel 5, Abschnitt B, Teil I), Malta (Anhang XI, Kapitel 4, Abschnitt B,
Teil I, Nummer 1) und Polen (Anhang XII, Kapitel 6, Abschnitt B, Teil I, Nummer 1) festgelegt sind.“

2. In Kapitel I, Teil 6.1, Nummer 1 (Richtlinie 64/433/EWG des Rates) wird vor dem Wortlaut der Anpassung Folgen-
des eingefügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für die Tsche-
chische Republik (Anhang V, Kapitel 3, Abschnitt A, Teil I, Nummer 1), Lettland (Anhang VIII, Kapitel 4, Abschnitt
B, Teil I, Nummer 1), Litauen (Anhang IX, Kapitel 5, Abschnitt B, Teil I), Ungarn (Anhang X, Kapitel 5, Abschnitt
B, Nummer 1), Polen (Anhang XII, Kapitel 6, Abschnitt B, Teil I, Nummer 1) und die Slowakische Republik (An-
hang XIV, Kapitel 5, Abschnitt B) festgelegt sind.“

3. In Kapitel I, Teil 6.1, Nummer 2 (Richtlinie 71/118/EWG des Rates) wird vor dem Wortlaut der Anpassung Folgen-
des eingefügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für die Tsche-
chische Republik (Anhang V, Kapitel 3, Abschnitt A, Teil I, Nummer 1), Lettland (Anhang VIII, Kapitel 4, Abschnitt
B, Teil I, Nummer 1), Litauen (Anhang IX, Kapitel 5, Abschnitt B, Teil I) und Polen (Anhang XII, Kapitel 6,
Abschnitt B, Teil I, Nummer 1) festgelegt sind.“

4. In Kapitel I, Teil 6.1, Nummer 4 (Richtlinie 77/99/EWG des Rates) wird vor dem Wortlaut der Anpassung Folgendes
eingefügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für die Tsche-
chische Republik (Anhang V, Kapitel 3, Abschnitt A, Teil I, Nummer 1), Lettland (Anhang VIII, Kapitel 4, Abschnitt
B, Teil I, Nummer 1), Litauen (Anhang IX, Kapitel 5, Abschnitt B, Teil I), Polen (Anhang XII, Kapitel 6, Abschnitt B,
Teil I, Nummer 1) und die Slowakische Republik (Anhang XIV, Kapitel 5, Abschnitt B) festgelegt sind.“

5. In Kapitel I, Teil 6.1, Nummer 6 (Richtlinie 94/65/EG des Rates) wird vor dem Wortlaut der Anpassung Folgendes
eingefügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Lettland
(Anhang VIII, Kapitel 4, Abschnitt B, Teil I, Nummer 1), Litauen (Anhang IX, Kapitel 5, Abschnitt B, Teil I) und
Polen (Anhang XII, Kapitel 6, Abschnitt B, Teil I, Nummer 1) festgelegt sind.“

6. In Kapitel I, Teil 6.1, Nummer 7 (Richtlinie 89/437/EWG des Rates) wird vor dem Wortlaut der Anpassung Folgen-
des eingefügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für die Tsche-
chische Republik (Anhang V, Kapitel 3, Abschnitt A, Teil I, Nummer 1) festgelegt sind.“

7. In Kapitel I, Teil 6.1, Nummer 8 (Richtlinie 91/493/EWG des Rates) wird vor dem Wortlaut der Anpassung Folgen-
des eingefügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Lettland
(Anhang VIII, Kapitel 4, Abschnitt B, Teil I, Nummer 1), Litauen (Anhang IX, Kapitel 5, Abschnitt B, Teil I), Polen
(Anhang XII, Kapitel 6, Abschnitt B, Teil I, Nummer 1) und die Slowakische Republik (Anhang XIV, Kapitel 5,
Abschnitt B) festgelegt sind.“
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8. In Kapitel I, Teil 6.1, Nummer 11 (Richtlinie 92/46/EWG des Rates) wird vor dem Wortlaut der Anpassung Folgen-
des eingefügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für die Tsche-
chische Republik (Anhang V, Kapitel 3, Abschnitt A, Teil I, Nummer 1), Lettland (Anhang VIII, Kapitel 4, Abschnitt
B, Teil I, Nummer 1), Litauen (Anhang IX, Kapitel 5, Abschnitt B, Teil I), Malta (Anhang XI, Kapitel 4, Abschnitt B,
Teil I, Nummer 1) und Polen (Anhang XII, Kapitel 6, Abschnitt B, Teil I, Nummer 1) festgelegt sind.“

9. In Kapitel I, Teil 8.1, Nummer 10 (Richtlinie 94/65/EG des Rates) wird Folgendes angefügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Lettland
(Anhang VIII, Kapitel 4, Abschnitt B, Teil I, Nummer 1), Litauen (Anhang IX, Kapitel 5, Abschnitt B, Teil I) und
Polen (Anhang XII, Kapitel 6, Abschnitt B, Teil I, Nummer 1) festgelegt sind.“

10. In Kapitel I, Teil 8.1, Nummer 11 (Richtlinie 91/493/EWG des Rates) wird Folgendes angefügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Lettland
(Anhang VIII, Kapitel 4, Abschnitt B, Teil I, Nummer 1), Litauen (Anhang IX, Kapitel 5, Abschnitt B, Teil I), Polen
(Anhang XII, Kapitel 6, Abschnitt B, Teil I, Nummer 1) und die Slowakische Republik (Anhang XIV, Kapitel 5,
Abschnitt B) festgelegt sind.“

11. In Kapitel I, Teil 8.1, Nummer 13 (Richtlinie 92/46/EWG des Rates) wird Folgendes angefügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für die Tsche-
chische Republik (Anhang V, Kapitel 3, Abschnitt A, Teil I, Nummer 1), Lettland (Anhang VIII, Kapitel 4, Abschnitt
B, Teil I, Nummer 1), Litauen (Anhang IX, Kapitel 5, Abschnitt B, Teil I), Malta (Anhang XI, Kapitel 4, Abschnitt B,
Teil I, Nummer 1) und Polen (Anhang XII, Kapitel 6, Abschnitt B, Teil I, Nummer 1) festgelegt sind.“

12. In Kapitel I, Teil 9.1, Nummer 8 (Richtlinie 1999/74/EG des Rates) wird Folgendes angefügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für die Tsche-
chische Republik (Anhang V, Kapitel 3, Abschnitt A, Teil I, Nummer 2), Ungarn (Anhang X, Kapitel 5, Abschnitt B,
Nummer 2), Malta (Anhang XI, Kapitel 4, Abschnitt B, Teil I, Nummer 2), Polen (Anhang XII, Kapitel 6, Abschnitt
B, Teil I, Nummer 2) und Slowenien (Anhang XIII, Kapitel 5, Abschnitt B, Teil I, Nummer 1) festgelegt sind.“

13. In Kapitel II, Nummer 15 (Richtlinie 82/471/EWG des Rates) wird vor dem Wortlaut der Anpassung Folgendes ein-
gefügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für die Tsche-
chische Republik (Anhang V, Kapitel 3, Abschnitt B) festgelegt sind.“

14. In Kapitel III, Nummer 3 (Richtlinie 66/402/EWG des Rates) wird vor dem Wortlaut der Anpassung Folgendes ein-
gefügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Zypern (An-
hang VII, Kapitel 5, Abschnitt B, Nummer 1) festgelegt sind.“

Anhang II (Technische Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizierung):

1. In Kapitel IX, Nummer 27a (Richtlinie 93/42/EWG des Rates) wird Folgendes angefügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Polen (An-
hang XII, Kapitel 1, Nummer 2) festgelegt sind.“
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2. In Kapitel X, Nummer 5 (Richtlinie 93/42/EWG des Rates) wird Folgendes angefügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Polen (An-
hang XII, Kapitel 1, Nummer 2) festgelegt sind.“

3. In Kapitel X, Nummer 7 (Richtlinie 90/385/EWG des Rates) wird Folgendes angefügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Polen (An-
hang XII, Kapitel 1, Nummer 1) festgelegt sind.“

4. In Kapitel XII, Nummer 54b (Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 des Rates) wird vor dem Wortlaut der Anpassung
Folgendes eingefügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Estland (An-
hang VI, Kapitel 4, Nummer 1), Lettland (Anhang VIII, Kapitel 4, Abschnitt A, Nummer 1) und Litauen (Anhang
IX, Kapitel 5, Abschnitt A, Nummer 1) festgelegt sind.“

5. In Kapitel XIII, Nummer 15p (Richtlinie 2001/82/EG des Europäischen Parlaments und des Rates) wird Folgendes
angefügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Litauen (An-
hang IX, Kapitel 1, Nummer 1) und Polen (Anhang XII, Kapitel 1, Nummer 4) festgelegt sind.“

6. In Kapitel XIII, Nummer 15q (Richtlinie 2001/83/EG des Europäischen Parlaments und des Rates) wird Folgendes
angefügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Zypern (An-
hang VII, Kapitel 1), Litauen (Anhang IX, Kapitel 1, Nummer 2), Malta (Anhang XI, Kapitel 1, Nummer 2), Polen
(Anhang XII, Kapitel 1, Nummer 5) und Slowenien (Anhang XIII, Kapitel 1) festgelegt sind.“

7. In Kapitel XV, Nummer 12a (Richtlinie 91/414/EWG des Rates) wird Folgendes angefügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Polen (An-
hang XII, Kapitel 6, Abschnitt B, Teil II, Nummer 2) festgelegt sind.“

8. In Kapitel XVII, Nummer 7 (Richtlinie 94/62/EG des Europäischen Parlaments und des Rates) wird Folgendes ange-
fügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für die Tsche-
chische Republik (Anhang V, Kapitel 7, Abschnitt A), Zypern (Anhang VII, Kapitel 9, Abschnitt B), Lettland (Anhang
VIII, Kapitel 10, Abschnitt B, Nummer 2), Litauen (Anhang IX, Kapitel 10, Abschnitt B), Ungarn (Anhang X, Kapitel
8, Abschnitt A, Nummer 2), Malta (Anhang XI, Kapitel 10, Abschnitt B, Nummer 2), Polen (Anhang XII, Kapitel 13,
Abschnitt B, Nummer 2), Slowenien (Anhang XIII, Kapitel 9, Abschnitt A) und die Slowakische Republik (Anhang
XIV, Kapitel 9, Abschnitt B, Nummer 2) festgelegt sind.“

9. In Kapitel XVII, Nummer 8 (Richtlinie 94/63/EG des Europäischen Parlaments und des Rates) wird vor dem Wort-
laut der Anpassung Folgendes eingefügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Estland (An-
hang VI, Kapitel 9, Abschnitt A), Lettland (Anhang VIII, Kapitel 10, Abschnitt A), Litauen (Anhang IX, Kapitel 10,
Abschnitt A), Malta (Anhang XI, Kapitel 10, Abschnitt A), Polen (Anhang XII, Kapitel 13, Abschnitt A, Nummer 1)
und die Slowakische Republik (Anhang XIV, Kapitel 9, Abschnitt A) festgelegt sind.“
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10. In Kapitel XXX, Nummer 2 (Richtlinie 98/79/EG des Europäischen Parlaments und des Rates) wird Folgendes ange-
fügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Polen (An-
hang XII, Kapitel 1, Nummer 3) festgelegt sind.“

Anhang IV (Energie):

1. In Nummer 14 (Richtlinie 96/92/EG des Europäischen Parlaments und des Rates) wird vor dem Wortlaut der
Anpassung Folgendes eingefügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Estland (An-
hang VI, Kapitel 8, Nummer 2) festgelegt sind.“

2. In Kapitel XIV, Nummer 16 (Richtlinie 98/30/EG des Europäischen Parlaments und des Rates) wird vor dem Wort-
laut der Anpassung Folgendes eingefügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für die Tsche-
chische Republik (Anhang V, Kapitel 6, Nummer 2) festgelegt sind.“

Anhang V (Freizügigkeit der Arbeitnehmer):

Vor der Überschrift „RECHTSAKTE, AUF DIE BEZUG GENOMMEN WIRD“, wird Folgendes eingefügt:

„ÜBERGANGSZEITRAUM

Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für die Tschechische
Republik (Anhang V, Kapitel 1), Estland (Anhang VI, Kapitel 1), Lettland (Anhang VIII, Kapitel 1), Litauen (Anhang IX,
Kapitel 2), Ungarn (Anhang X, Kapitel 1), Malta (Anhang XI, Kapitel 2), Polen (Anhang XII, Kapitel 2), Slowenien (An-
hang XIII, Kapitel 2) und die Slowakische Republik (Anhang XIV, Kapitel 1), festgelegt sind.

Auf die Schutzmechanismen, die in den im vorigen Absatz genannten Übergangsbestimmungen, mit Ausnahme der
Bestimmungen für Malta, enthalten sind, findet das PROTOKOLL 44 ÜBER DIE SCHUTZMECHANISMEN DER BEI-
TRITTSAKTE VOM 16. APRIL 2003 Anwendung.“

Anhang VIII (Niederlassungsrecht):

1. Vor der Überschrift „RECHTSAKTE, AUF DIE BEZUG GENOMMEN WIRD“, wird Folgendes eingefügt:

„ÜBERGANGSZEITRAUM

Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für die Tsche-
chische Republik (Anhang V, Kapitel 1), Estland (Anhang VI, Kapitel 1), Lettland (Anhang VIII, Kapitel 1), Litauen
(Anhang IX, Kapitel 2), Ungarn (Anhang X, Kapitel 1), Malta (Anhang XI, Kapitel 2), Polen (Anhang XII, Kapitel 2),
Slowenien (Anhang XIII, Kapitel 2) und die Slowakische Republik (Anhang XIV, Kapitel 1), festgelegt sind.

Auf die Schutzmechanismen, die in den im vorigen Absatz genannten Übergangsbestimmungen, mit Ausnahme der
Bestimmungen für Malta, enthalten sind, findet das PROTOKOLL 44 ÜBER DIE SCHUTZMECHANISMEN DER BEI-
TRITTSAKTE VOM 16. APRIL 2003 Anwendung.“

2. Unter der Überschrift „SEKTORALE ANPASSUNGEN“ erhält der einleitende Abschnitt der Anpassung betreffend
Liechtenstein, der durch den Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses Nr. 191/1999 vom 17. Dezember 1999
in das Abkommen aufgenommen wurde, folgende Fassung:

„Für Liechtenstein gilt Nachstehendes. Unter angemessener Berücksichtigung der speziellen geografischen Lage
Liechtensteins wird diese Regelung alle fünf Jahre überprüft, das erste Mal vor Mai 2009.“
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Anhang IX (Finanzdienstleistungen):

1. In Nummer 14 (Richtlinie 2000/12/EG des Europäischen Parlaments und des Rates) wird vor dem Wortlaut der
Anpassung Folgendes eingefügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Zypern (An-
hang VII, Kapitel 2), Ungarn (Anhang X, Kapitel 2, Nummer 2), Polen (Anhang XII, Kapitel 3, Nummer 2) und Slo-
wenien (Anhang XIII, Kapitel 3, Nummer 4) festgelegt sind.“

2. In Nummer 19a (Richtlinie 94/19/EG des Europäischen Parlaments und des Rates) wird Folgendes angefügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Estland (An-
hang VI, Kapitel 2, Nummer 1), Lettland (Anhang VIII, Kapitel 2, Nummer 1), Litauen (Anhang IX, Kapitel 3, Num-
mer 1) und Slowenien (Anhang XIII, Kapitel 3, Nummer 2) festgelegt sind.“

3. In Nummer 21 (Richtlinie 86/635/EWG des Rates) wird vor dem Wortlaut der Anpassung Folgendes eingefügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Slowenien
(Anhang XIII, Kapitel 3, Nummer 1) festgelegt sind.“

4. In Nummer 30c (Richtlinie 97/9/EG des Europäischen Parlaments und des Rates) wird Folgendes angefügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Estland (An-
hang VI, Kapitel 2, Nummer 2), Lettland (Anhang VIII, Kapitel 2, Nummer 2), Litauen (Anhang IX, Kapitel 3, Num-
mer 2), Ungarn (Anhang X, Kapitel 2, Nummer 1), Polen (Anhang XII, Kapitel 3, Nummer 1), Slowenien (Anhang
XIII, Kapitel 3, Nummer 3) und die Slowakische Republik (Anhang XIV, Kapitel 2) festgelegt sind.“

Anhang XI (Telekommunikationsdienste):

In Nummer 5d (Richtlinie 97/67/EG des Europäischen Parlaments und des Rates) wird vor dem Wortlaut der Anpassung
Folgendes eingefügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Polen (Anhang
XII, Kapitel 12) festgelegt sind.“

Anhang XII (Freier Kapitalverkehr):

Vor der Überschrift „RECHTSAKTE, AUF DIE BEZUG GENOMMEN WIRD“, wird Folgendes eingefügt:

„ÜBERGANGSZEITRAUM

Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für die Tschechische
Republik (Anhang V, Kapitel 2), Estland (Anhang VI, Kapitel 3), Zypern (Anhang VII, Kapitel 3), Lettland (Anhang VIII,
Kapitel 3), Litauen (Anhang IX, Kapitel 3), Ungarn (Anhang X, Kapitel 3), Polen (Anhang XII, Kapitel 4), Slowenien (An-
hang XIII, Kapitel 4) und die Slowakische Republik (Anhang XIV, Kapitel 3) festgelegt sind.

SEKTORALE ANPASSUNGEN

Es gilt die Bestimmung in Protokoll 6 der Beitrittsakte vom 16. April 2003 über den Erwerb von Zweitwohnungen in
Malta.“

Anhang XIII (Verkehr):

1. In Nummer 15a (Richtlinie 96/53/EG des Rates) wird Folgendes angefügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Ungarn (An-
hang X, Kapitel 6, Nummer 4) und Polen (Anhang XII, Kapitel 8, Nummer 3) aufgestellt wurden.“
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2. In Nummer 16a (Richtlinie 96/96/EG des Rates) wird Folgendes angefügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Malta (An-
hang XI, Kapitel 6, Nummer 2) aufgestellt wurden.“

3. In Nummer 17b (Richtlinie 92/6/EWG des Rates) wird Folgendes angefügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Malta (An-
hang XI, Kapitel 6, Nummer 1) festgelegt sind.“

4. In Nummer 18a (Richtlinie 1999/62/EG des Europäischen Parlaments und des Rates) wird vor dem Wortlaut der
Anpassung Folgendes eingefügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Malta (An-
hang XI, Kapitel 6, Nummer 3) festgelegt sind.“

5. In Nummer 19 (Richtlinie 96/26/EG des Rates) wird vor dem Wortlaut der Anpassung Folgendes eingefügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Lettland
(Anhang VIII, Kapitel 6, Nummer 3) und Litauen (Anhang IX, Kapitel 7, Nummer 4) festgelegt sind.“

6. In Nummer 21 (Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 des Rates) wird vor dem Wortlaut der Anpassung Folgendes einge-
fügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Zypern (An-
hang VII, Kapitel 6), Lettland (Anhang VIII, Kapitel 6, Nummer 1) und Litauen (Anhang IX, Kapitel 7, Nummer 1)
festgelegt sind.“

7. In Nummer 26c (Verordnung (EWG) Nr. 3118/93 des Rates) wird vor dem Wortlaut der Anpassung Folgendes ein-
gefügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für die Tsche-
chische Republik (Anhang V, Kapitel 4), Estland (Anhang VI, Kapitel 6), Lettland (Anhang VIII, Kapitel 6, Nummer
2), Litauen (Anhang IX, Kapitel 7, Nummer 3), Ungarn (Anhang X, Kapitel 6, Nummer 3), Polen (Anhang XII, Kapi-
tel 8, Nummer 2) und die Slowakischen Republik (Anhang XIV, Kapitel 6) festgelegt sind.

Auf die Schutzmechanismen, die in den im vorigen Absatz genannten Übergangsbestimmungen, mit Ausnahme der
Bestimmungen für Malta, enthalten sind, findet das PROTOKOLL 44 ÜBER DIE SCHUTZMECHANISMEN DER BEI-
TRITTSAKTE VOM 16. APRIL 2003 Anwendung.“

8. In Nummer 37 (Richtlinie 91/440/EWG des Rates) wird vor dem Wortlaut der Anpassung Folgendes eingefügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Ungarn (An-
hang X, Kapitel 6, Nummer 1) und Polen (Anhang XII, Kapitel 8, Nummer 1) festgelegt sind.“

9. In Nummer 66e (Richtlinie 92/14/EWG des Rates) wird Folgendes angefügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Litauen (An-
hang IX, Kapitel 7, Nummer 2) und Ungarn (Anhang X, Kapitel 6, Nummer 2) festgelegt sind.“
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Anhang XIV (Wettbewerb):

Vor der Überschrift „SEKTORALE ANPASSUNGEN“ wird Folgendes eingefügt:

„ÜBERGANGSZEITRAUM

1. Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Zypern (An-
hang VII, Kapitel 4), Ungarn (Anhang X, Kapitel 4), Malta (Anhang XI, Kapitel 3, Nummern 1, 2 und 3), Polen (An-
hang XII, Kapitel 5, Nummern 1 und 2) und die Slowakische Republik (Anhang XIV, Kapitel 4, Nummern 1 und 2)
festgelegt sind.

2. Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Malta (An-
hang XI, Kapitel 1, Nummer 1) festgelegt sind.“

Anhang XV (Staatliche Beihilfen):

Vor der Überschrift „RECHTSAKTE, AUF DIE BEZUG GENOMMEN WIRD“, wird Folgendes eingefügt:

„SEKTORALE ANPASSUNGEN

Zwischen den Vertragsparteien gelten die Bestimmungen zu den bestehenden staatlichen Beihilfen, die in Anhang IV
Kapitel 3 (Wettbewerbspolitik) der Beitrittsakte vom 16. April 2003 festgelegt sind.“

Anhang XVII (Geistiges Eigentum):

Vor der Überschrift „RECHTSAKTE, AUF DIE BEZUG GENOMMEN WIRD“, wird Folgendes eingefügt:

„SEKTORALE ANPASSUNGEN

Zwischen den Vertragsparteien gilt der besondere Mechanismus, der in Kapitel 2 (Gesellschaftsrecht) des Anhangs IV
der Beitrittsakte vom 16. April 2003 festgelegt ist.“

Anhang XVIII (Sicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz, Arbeitsrecht sowie Gleichbehandlung von Männern
und Frauen):

1. In Nummer 3a (Richtlinie 91/322/EWG der Kommission) wird Folgendes angefügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Slowenien
(Anhang XIII, Kapitel 7, Nummer 2) festgelegt sind.“

2. In Nummer 6 (Richtlinie 86/188/EWG des Rates) wird Folgendes angefügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Slowenien
(Anhang XIII, Kapitel 7, Nummer 1) festgelegt sind.“

3. In Nummer 9 (Richtlinie 89/654/EWG des Rates) wird vor dem Wortlaut der Anpassung Folgendes eingefügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Lettland
(Anhang VIII, Kapitel 8, Nummer 1) festgelegt sind.“

4. In Nummer 10 (Richtlinie 89/655/EWG des Rates) wird vor dem Wortlaut der Anpassung Folgendes eingefügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Lettland
(Anhang VIII, Kapitel 8, Nummer 2), Malta (Anhang XI, Kapitel 8, Nummer 1) und Polen (Anhang XII, Kapitel 10)
festgelegt sind.“
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5. In Nummer 13 (Richtlinie 90/270/EWG des Rates) wird vor dem Wortlaut der Anpassung Folgendes eingefügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Lettland
(Anhang VIII, Kapitel 8, Nummer 3) festgelegt sind.“

6. In Nummer 15 (Richtlinie 2000/54/EG des Europäischen Parlaments und des Rates) wird Folgendes angefügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Slowenien
(Anhang XIII, Kapitel 7, Nummer 5) festgelegt sind.“

7. In Nummer 16h (Richtlinie 98/24/EG des Rates) wird Folgendes angefügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Slowenien
(Anhang XIII, Kapitel 7, Nummer 3) festgelegt sind.“

8. In Nummer 16j (Richtlinie 2000/39/EG der Kommission) wird Folgendes angefügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Slowenien
(Anhang XIII, Kapitel 7, Nummer 4) festgelegt sind.“

9. In Nummer 28 (Richtlinie 93/104/EG des Rates) wird Folgendes angefügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Malta (An-
hang XI, Kapitel 8, Nummer 2) festgelegt sind.“

10. In Nummer 30 (Richtlinie 96/71/EG des Europäischen Parlaments und des Rates) wird vor dem Wortlaut der
Anpassung Folgendes eingefügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für die Tsche-
chische Republik (Anhang V, Kapitel 1), Estland (Anhang VI, Kapitel 1), Lettland (Anhang VIII, Kapitel 1), Litauen
(Anhang IX, Kapitel 2), Ungarn (Anhang X, Kapitel 1), Polen (Anhang XII, Kapitel 2), Slowenien (Anhang XIII, Kapi-
tel 2) und die Slowakische Republik (Anhang XIV, Kapitel 1) festgelegt sind.

Auf die Schutzmechanismen, die in den im vorigen Absatz genannten Übergangsbestimmungen, mit Ausnahme der
Bestimmungen für Malta, enthalten sind, findet das PROTOKOLL 44 ÜBER DIE SCHUTZMECHANISMEN DER BEI-
TRITTSAKTE VOM 16. APRIL 2003 Anwendung.“

Anhang XX (Umweltschutz):

1. In Nummer 2g (Richtlinie 96/61/EG des Rates) wird Folgendes angefügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Lettland
(Anhang VIII, Kapitel 10, Abschnitt D, Nummer 2), Polen (Anhang XII, Kapitel 13, Abschnitt D, Nummer 1), Slowe-
nien (Anhang XIII, Kapitel 9, Abschnitt C) und die Slowakische Republik (Anhang XIV, Kapitel 9, Abschnitt D,
Nummer 2) festgelegt sind.“

2. In Nummer 7a (Richtlinie 98/83/EG des Rates) wird Folgendes angefügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Estland (An-
hang VI, Kapitel 9, Abschnitt C, Nummer 2), Lettland (Anhang VIII, Kapitel 10, Abschnitt C, Nummer 2), Ungarn
(Anhang X, Kapitel 8, Abschnitt B, Nummer 2) und Malta (Anhang XI, Kapitel 10, Abschnitt C, Nummer 4) fest-
gelegt sind.“
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3. In Nummer 8 (Richtlinie 82/176/EWG des Rates) wird vor dem Wortlaut der Anpassung Folgendes eingefügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Polen (An-
hang XII, Kapitel 13, Abschnitt C, Nummer 1) festgelegt sind.“

4. In Nummer 9 (Richtlinie 83/513/EWG des Rates) wird vor dem Wortlaut der Anpassung Folgendes eingefügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Malta (An-
hang XI, Kapitel 10, Abschnitt C, Nummer 1) und Polen (Anhang XII, Kapitel 13, Abschnitt C, Nummer 1) fest-
gelegt sind.“

5. In Nummer 10 (Richtlinie 84/156/EWG des Rates) wird vor dem Wortlaut der Anpassung Folgendes eingefügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Polen (An-
hang XII, Kapitel 13, Abschnitt C, Nummer 1) und die Slowakische Republik (Anhang XIV, Kapitel 9, Abschnitt C,
Nummer 1) festgelegt sind.“

6. In Nummer 12 (Richtlinie 86/280/EWG des Rates) wird vor dem Wortlaut der Anpassung Folgendes eingefügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Malta (An-
hang XI, Kapitel 10, Abschnitt C, Nummer 2), Polen (Anhang XII, Kapitel 13, Abschnitt C, Nummer 1) und die Slo-
wakische Republik (Anhang XIV, Kapitel 9, Abschnitt C, Nummer 2) festgelegt sind.“

7. In Nummer 13 (Richtlinie 91/271/EWG des Rates) wird vor dem Wortlaut der Anpassung Folgendes eingefügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für die Tsche-
chische Republik (Anhang V, Kapitel 7, Abschnitt B), Estland (Anhang VI, Kapitel 9, Abschnitt C, Nummer 1),
Zypern (Anhang VII, Kapitel 9, Abschnitt C), Lettland (Anhang VIII, Kapitel 10, Abschnitt C, Nummer 1), Litauen
(Anhang IX, Kapitel 10, Abschnitt C), Ungarn (Anhang X, Kapitel 8, Abschnitt B, Nummer 1), Malta (Anhang XI,
Kapitel 10, Abschnitt C, Nummer 3), Polen (Anhang XII, Kapitel 13, Abschnitt C, Nummer 2), Slowenien (Anhang
XIII, Kapitel 9, Abschnitt B) und die Slowakische Republik (Anhang XIV, Kapitel 9, Abschnitt C, Nummer 3) fest-
gelegt sind.“

8. In Nummer 18 (Richtlinie 87/217/EG des Rates) wird vor dem Wortlaut der Anpassung Folgendes eingefügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Lettland
(Anhang VIII, Kapitel 10, Abschnitt D, Nummer 1) festgelegt sind.“

9. In Nummer 19a (Richtlinie 2001/80/EG des Europäischen Parlaments und des Rates) wird vor dem Wortlaut der
Anpassung Folgendes eingefügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für die Tsche-
chische Republik (Anhang V, Kapitel 7, Abschnitt C), Estland (Anhang VI, Kapitel 9, Abschnitt D), Zypern (Anhang
VII, Kapitel 9, Abschnitt D), Litauen (Anhang IX, Kapitel 10, Abschnitt D), Ungarn (Anhang X, Kapitel 8, Abschnitt
C, Nummer 2), Malta (Anhang XI, Kapitel 10, Abschnitt E), Polen (Anhang XII, Kapitel 13, Abschnitt D, Nummer
2) und die Slowakische Republik (Anhang XIV, Kapitel 9, Abschnitt D, Nummer 3) festgelegt sind.“

10. In Nummer 21ad (Richtlinie 99/32/EG des Rates) wird vor dem Wortlaut der Anpassung Folgendes eingefügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Zypern (An-
hang VII, Kapitel 9, Abschnitt A) and Polen (Anhang XII, Kapitel 13, Abschnitt A, Nummer 2) festgelegt sind.“

11. In Nummer 21b (Richtlinie 94/67/EG des Rates) wird Folgendes angefügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Ungarn (An-
hang X, Kapitel 8, Abschnitt C, Nummer 1) und die Slowakische Republik (Anhang XIV, Kapitel 9, Abschnitt D,
Nummer 1) festgelegt sind.“
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12. In Nummer 32c (Verordnung (EWG) Nr. 259/93 des Rates) wird vor dem Wortlaut der Anpassung Folgendes einge-
fügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Lettland
(Anhang VIII, Kapitel 10, Abschnitt B, Nummer 1), Ungarn (Anhang X, Kapitel 8, Abschnitt A, Nummer 1), Malta
(Anhang XI, Kapitel 10, Abschnitt B, Nummer 1), Polen (Anhang XII, Kapitel 13, Abschnitt B, Nummer 1) und die
Slowakische Republik (Anhang XIV, Kapitel 9, Abschnitt B, Nummer 1) festgelegt sind.“

13. In Nummer 32d (Richtlinie 1999/31/EG des Rates) wird Folgendes angefügt:

„Es gelten die Übergangsbestimmungen, die in den Anhängen der Beitrittsakte vom 16. April 2003 für Estland (An-
hang VI, Kapitel 9, Abschnitt B), Lettland (Anhang VIII, Kapitel 10, Abschnitt B, Nummer 3) und Polen (Anhang
XII, Kapitel 13, Abschnitt B, Nummer 3) festgelegt sind.“
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SCHLUSSAKTE

Die Bevollmächtigten

DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFT,

im Folgenden „Gemeinschaft“ genannt, und

DES KÖNIGREICHS BELGIEN,

DES KÖNIGREICHS DÄNEMARK,

DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND,

DER HELLENISCHEN REPUBLIK,

DES KÖNIGREICHS SPANIEN,

DER FRANZÖSISCHEN REPUBLIK,

IRLANDS,

DER ITALIENISCHEN REPUBLIK,

DES GROSSHERZOGTUMS LUXEMBURG,

DES KÖNIGREICHS DER NIEDERLANDE,

DER REPUBLIK ÖSTERREICH,

DER PORTUGIESISCHEN REPUBLIK,

DER REPUBLIK FINNLAND,

DES KÖNIGREICHS SCHWEDEN,

DES VEREINIGTEN KÖNIGREICHS GROSSBRITANNIEN UND NORDIRLAND,

Vertragsparteien des Vertrages zur Gründung der EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFT, im Folgenden „EG-
Mitgliedstaaten“ genannt,

die Bevollmächtigten

DER REPUBLIK ISLAND,

DES FÜRSTENTUMS LIECHTENSTEIN,

DES KÖNIGREICHS NORWEGEN,

im Folgenden „EFTA-Staaten“ genannt, alle zusammen Vertragsparteien des am 2. Mai 1992 in Porto
unterzeichneten Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum, im Folgenden „EWR-Abkommen“
genannt, zusammen im Folgenden „derzeitige Vertragsparteien“ genannt,

und

die Bevollmächtigten

DER TSCHECHISCHEN REPUBLIK,

DER REPUBLIK ESTLAND,
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DER REPUBLIK ZYPERN,

DER REPUBLIK LETTLAND,

DER REPUBLIK LITAUEN,

DER REPUBLIK UNGARN,

DER REPUBLIK MALTA,

DER REPUBLIK POLEN,

DER REPUBLIK SLOWENIEN,

DER SLOWAKISCHEN REPUBLIK,

im Folgenden „neue Vertragsparteien“ genannt,

die am 14. Oktober zweitausenddrei in Luxemburg zur Unterzeichnung des Übereinkommens über die
Beteiligung der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland,
der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen, der Republik Slowe-
nien und der Slowakischen Republik am Europäischen Wirtschaftsraum zusammengetreten sind, haben
folgende Texte angenommen:

I. Übereinkommen über die Beteiligung der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik
Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der
Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik am Europäischen Wirtschafts-
raum (im Folgenden „Übereinkommen“ genannt)

II. folgende, dem Übereinkommen beigefügte Texte:

Anhang A: Verzeichnis nach Artikel 3 des Übereinkommens

Anhang B: Verzeichnis nach Artikel 4 des Übereinkommens

Die Bevollmächtigten der derzeitigen Vertragsparteien und die Bevollmächtigten der neuen Vertrags-
parteien haben folgende, dieser Schlussakte beigefügte Gemeinsame Erklärungen angenommen:

1. Gemeinsame Erklärung zur gleichzeitigen Erweiterung der Europäischen Union und des Europäi-
schen Wirtschaftsraums

2. Gemeinsame Erklärung zur Anwendung der Ursprungsregeln nach Inkrafttreten des Übereinkom-
mens über die Beteiligung der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern,
der Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Repu-
blik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik am Europäischen Wirtschafts-
raum

3. Gemeinsame Erklärung zu Artikel 126 des EWR-Abkommens.

Die Bevollmächtigten der Gemeinschaft, der EG-Mitgliedstaaten, der EFTA-Staaten und der neuen
Vertragsparteien haben folgende, dieser Schlussakte beigefügte Erklärungen zur Kenntnis genom-
men:

1. Allgemeine Gemeinsame Erklärung der EFTA-Staaten

2. Gemeinsame Erklärung der EFTA-Staaten zur Freizügigkeit der Arbeitnehmer
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3. Gemeinsame Erklärung der EFTA-Staaten zum Elektrizitätsbinnenmarkt

4. Erklärung der Regierung Liechtensteins

5. Erklärung der Tschechischen Republik zur einseitigen Erklärung des Fürstentums Liechtensteins

6. Erklärung der Slowakischen Republik zur einseitigen Erklärung des Fürstentums Liechtensteins

7. Erklärung Estlands, Lettlands, Maltas und Sloweniens zu Artikel 5 des Protokolls 38a zum
EWR-Finanzierungsmechanismus

8. Erklärung der Kommission der Europäischen Gemeinschaften zu den Ursprungsregeln für Fisch
und Fischereierzeugnisse.

Die Bevollmächtigten der derzeitigen Vertragsparteien und die Bevollmächtigten der neuen Ver-
tragsparteien sind ebenfalls übereingekommen, dass die neuen Vertragsparteien in der Zeit vor
ihrer Beteiligung am Europäischen Wirtschaftsraum in geeigneter Weise über die im EWR-Rat und
im Gemeinsamen EWR-Ausschuss zu behandelnden relevanten Fragen unterrichtet und dazu kon-
sultiert werden.

Sie sind ferner übereingekommen, dass das EWR-Abkommen, geändert durch das Anpassungspro-
tokoll zum Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum, und der vollständige Wortlaut
aller Beschlüsse des Gemeinsamen EWR-Ausschusses spätestens bis zum Inkrafttreten des Überein-
kommens in estnischer, lettischer, litauischer, maltesischer, polnischer, slowakischer, slowenischer,
tschechischer und ungarischer Sprache abzufassen und von den Vertretern der Vertragsparteien
auszufertigen sind.

Sie nehmen das dieser Schlussakte beigefügte Abkommen zwischen dem Königreich Norwegen
und der Europäischen Gemeinschaft über einen norwegischen Finanzierungsmechanismus für den
Zeitraum 2004-2009 zur Kenntnis.

Sie nehmen ferner das dieser Schlussakte beigefügte Zusatzprotokoll zum Abkommen zwischen
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik Island aus Anlass des Beitritts der
Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, der
Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen, der Republik Slo-
wenien und der Slowakischen Republik zur Europäischen Union zur Kenntnis.

Sie nehmen außerdem das dieser Schlussakte beigefügte Zusatzprotokoll zum Abkommen zwi-
schen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und dem Königreich Norwegen aus Anlass des
Beitritts der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lett-
land, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen, der
Republik Slowenien und der Slowakischen Republik zur Europäischen Union zur Kenntnis.

Weiter nehmen sie ebenfalls das dieser Schlussakte beigefügte Abkommen in Form eines Brief-
wechsels zwischen der Europäischen Gemeinschaft und dem Königreich Norwegen über bestimmte
landwirtschaftliche Erzeugnisse zur Kenntnis.

Sie weisen darauf hin, dass die genannten Übereinkünfte und Protokolle Bestandteile einer Gesamt-
lösung der im Zusammenhang mit der Beteiligung der neuen Vertragsparteien am Europäischen
Wirtschaftsraum behandelten Fragen sind und dass das Übereinkommen und die vier Neben-
abkommen gleichzeitig in Kraft treten sollten.
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Hecho en Luxemburgo, el catorce de octubre de dos mil tres.

V Lucemburku dne čtrnáctého října dva tisíce tři.

Udfærdiget i Luxembourg den fjortende oktober to tusind og tre.

Geschehen zu Luxemburg am vierzehnten Oktober zweitausendunddrei.

Sõlmitud neljateistkümnendal oktoobril kahe tuhande kolmandal aastal Luxembourgis.

Έγινε στσ Λουξεµβούργο, στις δέκα τέσσερις Οκτωβρίου δύο χιλιάδες τρία.

Done at Luxembourg on the fourteenth day of October in the year two thousand and three.

Fait à Luxembourg, le quatorze octobre deux mille trois.

Gjört í Lúxemborg fjórtánda dag októbermánaðar árið tvö þúsund og þrjú.

Fatto a Lussemburgo, addì quattordici ottobre duemilatre.

Luksemburgā, divtūkstoš trešā gada četrpadsmitajā oktobrī.

Priimta du tūkstančiai trečių metų spalio keturioliktą dieną Liuksemburge.

Kelt Luxembourgban, kétezerhárom október tizennegyedikén.

Maghmul fil-Lussemburgu fl-erbatax-il jum ta' Ottubru fis-sena elfejn u tlieta.

Gedaan te Luxemburg, de veertiende oktober tweeduizenddrie.

Utferdiget i Luxembourg den fjortende oktober totusenogtre.

Sporządzono w Luksemburgu dnia czternastego października dwa tysiące trzeciego roku.

Feito em Luxemburgo, em catorze de Outubro de dois mil e três.

V Luxemburgu štrnásteho októbra dvetisíctri.

V Luxembourgu, dne štirinajstega oktobra leta dva tisoč tri.

Tehty Luxemburgissa neljäntenätoista päivänä lokakuuta vuonna kaksituhattakolme.

Som skedde i Luxemburg den fjortonde oktober tjugohundratre.
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Pour le Royaume de Belgique
Voor het Koninkrijk België
Für das Königreich Belgien

Cette signature engage également la Communauté française, la Communauté flamande, la Communauté
germanophone, la Région wallonne, la Région flamande et la Région de Bruxelles-Capitale.

Deze handtekening verbindt eveneens de Vlaamse Gemeenschap, de Franse Gemeenschap, de Duitstalige
Gemeenschap, het Vlaamse Gewest, het Waalse Gewest en het Brussels Hoofdstedelijk Gewest.

Diese Unterschrift bindet zugleich die Deutschsprachige Gemeinschaft, die Flämische Gemeinschaft, die
Französische Gemeinschaft, die Wallonische Region, die Flämische Region und die Region Brüssel-Haupt-
stadt.

For Kongeriget Danmark

Für die Bundesrepublik Deutschland

Για την Ελληνική ∆ηµοκρατία

Por el Reino de España
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Pour la République française

Thar ceann na hÉireann

For Ireland

Per la Repubblica italiana

Pour le Grand-Duché de Luxembourg

Voor het Koninkrijk der Nederlanden
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Für die Republik Österreich

Pela República Portuguesa

Suomen tasavallan puolesta

För Republiken Finland

För Konungariket Sverige

For the United Kingdom of Great Britain and Northern Ireland
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Por la Comunidad Europea
For Det Europæiske Fællesskab
Für die Europäische Gemeinschaft
Για την Ευρωπαϊκή Κοινότητα
For the European Community
Pour la Communauté européenne
Per la Comunità europea
Voor de Europese Gemeenschap
Pela Comunidade Europeia
Euroopan yhteisön puolesta
På Europeiska gemenskapens vägnar

Fyrir hönd Lyðveldisins Íslands

Für das Fürstentum Liechtenstein

For Kongeriket Norge
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Za Českou republiku

Eesti Vabariigi nimel

Για την Κυπριακή ∆ηµοκρατία

Latvijas Republikas vārdā

Lietuvos Respublikos vardu

A Magyar Köztásaság nevében
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Ghar-Repubblika ta' Malta

Za Rzeczpospolita Polska

Za Republiko Slovenijo

Za Slovenskú republiku
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GEMEINSAME ERKLÄRUNGEN DER VERTRAGSPARTEIEN DES ÜBEREINKOMMENS

GEMEINSAME ERKLÄRUNG ZUR GLEICHZEITIGEN ERWEITERUNG DER EUROPÄISCHEN UNION UND DES
EUROPÄISCHEN WIRTSCHAFTSRAUMS

Die Vertragsparteien weisen mit Nachdruck darauf hin, wie wichtig eine rechtzeitige Ratifikation oder
Genehmigung durch die derzeitigen Vertragsparteien und die neuen Vertragsparteien nach ihren jeweiligen
verfassungsrechtlichen Bestimmungen ist, um die gleichzeitige Erweiterung der Europäischen Union und
des Europäischen Wirtschaftsraums am 1. Mai 2004 zu gewährleisten.

GEMEINSAME ERKLÄRUNG ZUR ANWENDUNG DER URSPRUNGSREGELN NACH INKRAFTTRETEN DES
ÜBEREINKOMMENS ÜBER DIE BETEILIGUNG DER TSCHECHISCHEN REPUBLIK, DER REPUBLIK ESTLAND, DER
REPUBLIK ZYPERN, DER REPUBLIK LETTLAND, DER REPUBLIK LITAUEN, DER REPUBLIK UNGARN, DER REPUBLIK
MALTA, DER REPUBLIK POLEN, DER REPUBLIK SLOWENIEN UND DER SLOWAKISCHEN REPUBLIK AM

EUROPÄISCHEN WIRTSCHAFTSRAUM

1. Ursprungsnachweise, die von einem EFTA-Staat oder einer neuen Vertragspartei aufgrund eines Präfe-
renzabkommens zwischen den EFTA-Staaten und der neuen Vertragspartei oder aufgrund einseitiger
nationaler Rechtsvorschriften eines EFTA-Staates oder einer neuen Vertragspartei ordnungsgemäß aus-
gestellt worden sind, gelten als Nachweis für den Präferenzursprung im EWR, sofern

a) der Ursprungsnachweis und die Beförderungspapiere spätestens am Tag vor Inkrafttreten des Über-
einkommens ausgestellt worden sind;

b) der Ursprungsnachweis den Zollbehörden innerhalb von vier Monaten nach Inkrafttreten des Über-
einkommens vorgelegt wird.

Sind Waren aus einem EFTA-Staat oder einer neuen Vertragspartei vor Inkrafttreten des Übereinkom-
mens aufgrund einer zu diesem Zeitpunkt geltenden Präferenzregelung zwischen einem EFTA-Staat
und einer neuen Vertragspartei zur Einfuhr in eine neue Vertragspartei bzw. einen EFTA-Staat ange-
meldet worden, so kann auch ein aufgrund dieser Regelung nachträglich ausgestellter Ursprungsnach-
weis in den EFTA-Staaten oder den neuen Vertragsparteien anerkannt werden, sofern er den Zollbehör-
den innerhalb von vier Monaten nach Inkrafttreten des Übereinkommens vorgelegt wird.

2. Die EFTA-Staaten einerseits und die Tschechische Republik, Estland, Lettland, Litauen, Ungarn, Polen,
Slowenien und die Slowakei andererseits können die Bewilligungen aufrechterhalten, mit denen auf-
grund von Abkommen zwischen den EFTA-Staaten einerseits und der Tschechischen Republik, Estland,
Lettland, Litauen, Ungarn, Polen, Slowenien und der Slowakei andererseits der Status des „ermächtigten
Ausführers“ verliehen worden ist, sofern die ermächtigten Ausführer die EWR-Ursprungsregeln anwen-
den.

Diese Bewilligungen werden von den EFTA-Staaten und der Tschechischen Republik, Estland, Lettland,
Litauen, Ungarn, Polen, Slowenien und der Slowakei spätestens ein Jahr nach dem Tag des Beitritts
durch neue Bewilligungen ersetzt, die unter den Voraussetzungen des Protokolls 4 zum Abkommen
über den Europäischen Wirtschaftsraum erteilt werden.

3. Die zuständigen Behörden der EFTA-Staaten und der neuen Vertragsparteien geben Ersuchen um nach-
trägliche Prüfung von Ursprungsnachweisen, die aufgrund der unter den Nummern 1 und 2 genannten
Präferenzabkommen und -regelungen ausgestellt wurden, in den drei Jahren nach Ausstellung des
betreffenden Ursprungsnachweises statt; ein solches Ersuchen kann von den genannten Behörden in
den drei Jahren nach Anerkennung des Ursprungsnachweises gestellt werden.
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GEMEINSAME ERKLÄRUNG ZU ARTIKEL 126 DES EWR-ABKOMMENS

Die Vertragsparteien bestätigen, dass die in Artikel 126 des EWR-Abkommens enthaltenen Verweise auf
den „Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft“ und auf die „Maßgaben jenes Ver-
trags“, auch das Protokoll 10 über Zypern umfassen, das der Beitrittsakte vom 16. April 2003 beigefügt
wurde.
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WEITERE ERKLÄRUNGEN EINER ODER MEHRERER VERTRAGSPARTEIEN DES ÜBEREINKOMMENS

ALLGEMEINE GEMEINSAME ERKLÄRUNG DER EFTA-STAATEN

Die EFTA-Staaten nehmen die der Schlussakte des Vertrags über den Beitritt der Tschechischen Republik,
der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik
Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik
zur Europäischen Union beigefügten Erklärungen, die für das EWR-Abkommen von Bedeutung sind, zur
Kenntnis.

Die EFTA-Staaten weisen darauf hin, dass die der Schlussakte des in Absatz 1 genannten Vertrags beigefüg-
ten Erklärungen, die für das EWR-Abkommen von Bedeutung sind, nicht in einer Weise ausgelegt oder
angewandt werden können, die im Widerspruch zu den Verpflichtungen der Vertragsparteien aus diesem
Übereinkommen oder aus dem EWR-Abkommen steht.

GEMEINSAME ERKLÄRUNG DER EFTA-STAATEN ZUR FREIZÜGIGKEIT DER ARBEITNEHMER

Die EFTA-Staaten weisen mit Nachdruck auf die wichtige Rolle hin, die Differenzierung und Flexibilität in
der Regelung für die Freizügigkeit der Arbeitnehmer spielen. Sie bemühen sich, den Zugang zum Arbeits-
markt für Staatsangehörige der Tschechischen Republik, Estlands, Lettlands, Litauens, Ungarns, Polens, Slo-
weniens und der Slowakei im Rahmen des nationalen Rechts zu erweitern, um die Angleichung an den
Besitzstand zu beschleunigen. Daher sollten sich die Beschäftigungsmöglichkeiten in den EFTA-Staaten für
Staatsangehörige der Tschechischen Republik, Estlands, Lettlands, Litauens, Ungarns, Polens, Sloweniens
und der Slowakei nach dem Beitritt dieser Staaten erheblich verbessern. Ferner werden die EFTA-Staaten
die vorgeschlagene Regelung bestmöglich nutzen, um so bald wie möglich zur vollen Anwendung des
Besitzstands im Bereich der Freizügigkeit der Arbeitnehmer überzugehen. Für Liechtenstein wird dies nach
Maßgabe der in den Sektoralen Anpassungen zu Anhang V (Freizügigkeit der Arbeitnehmer) und Anhang
VIII (Niederlassungsrecht) des EWR-Abkommens vorgesehenen Sonderregelungen geschehen.

GEMEINSAME ERKLÄRUNG DER EFTA-STAATEN ZUM ELEKTRIZITÄTSBINNENMARKT

Im Zusammenhang mit der Übergangsregelung für Estland in Anhang 6 Kapitel 8 Nummer 2 der Beitritts-
akte vom 16. April 2003 und mit der Erklärung Nr. 8 zu Ölschiefer, zum Elektrizitätsbinnenmarkt und
zur Richtlinie 96/92/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. Dezember 1996 betreffend
gemeinsame Vorschriften für den Elektrizitätsbinnenmarkt (Elektrizitätsrichtlinie): Estland, nehmen die
EFTA-Staaten zur Kenntnis, dass zur Begrenzung der potenziellen Wettbewerbsverzerrung im Elektrizitäts-
binnenmarkt möglicherweise Schutzmechanismen wie die Gegenseitigkeitsklausel der Richtlinie 96/92/EG
angewandt werden müssen.
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ERKLÄRUNG DER REGIERUNG LIECHTENSTEINS

Die Regierung Liechtensteins geht davon aus, dass alle Vertragsparteien das Fürstentum Liechtenstein als
einen seit langer Zeit bestehenden, souveränen und anerkannten Staat respektieren, der sowohl im 1. als
auch im 2. Weltkrieg ein neutraler Staat war.

ERKLÄRUNG DER TSCHECHISCHEN REPUBLIK ZUR EINSEITIGEN ERKLÄRUNG DES FÜRSTENTUMS
LIECHTENSTEINS

Die Tschechische Republik begrüßt den Abschluss des Übereinkommens zwischen den Bewerberländern
und den Mitgliedern des Europäischen Wirtschaftsraums als wichtigen Schritt zur Überwindung der frühe-
ren Teilung Europas und zu seiner weiteren politischen und wirtschaftlichen Entwicklung. Die Tsche-
chische Republik ist bereit, im Europäischen Wirtschaftsraum mit allen Mitgliedstaaten zusammenzuarbei-
ten, einschließlich des Fürstentums Liechtenstein.

Gegenüber dem Fürstentum Liechtenstein hat die Tschechische Republik seit ihrer Gründung ein deutliches
Interesse an der Aufnahme diplomatischer Beziehungen gezeigt. Bereits 1992 übersandte sie den Regierun-
gen aller Staaten, einschließlich des Fürstentums Liechtensteins, Ersuchen um Anerkennung als neues Völ-
kerrechtssubjekt mit Wirkung vom 1. Januar 1993. Während praktisch alle Regierungen positiv reagierten,
ist das Fürstentum Liechtenstein bisher eine Ausnahme.

Die Tschechische Republik misst Erklärungen, die nicht im Zusammenhang mit dem Gegenstand und dem
Zweck dieses Übereinkommens stehen, keine rechtlichen Wirkungen bei.

ERKLÄRUNG DER SLOWAKISCHEN REPUBLIK ZUR EINSEITIGEN ERKLÄRUNG DES FÜRSTENTUMS
LIECHTENSTEINS

Die Slowakische Republik begrüßt den Abschluss des Übereinkommens zwischen den Bewerberländern
und den Mitgliedern des Europäischen Wirtschaftsraums als wichtigen Schritt zur weiteren wirtschaftlichen
und politischen Entwicklung in Europa.

Seit ihrer Gründung erkennt die Slowakische Republik das Fürstentum Liechtenstein als souveränen und
unabhängigen Staat an und ist bereit, diplomatische Beziehungen zum Fürstentum aufzunehmen.

Die Slowakische Republik misst Erklärungen, die nicht im Zusammenhang mit dem Gegenstand und dem
Zweck dieses Übereinkommens stehen, keine rechtlichen Wirkungen bei.
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ERKLÄRUNG ESTLANDS, ZYPERNS, LETTLANDS, MALTAS UND SLOWENIENS ZU ARTIKEL 5 DES PROTOKOLLS
38A ZUM EWR-FINANZIERUNGSMECHANISMUS

Estland, Zypern, Lettland, Malta und Slowenien betonen, dass der in Artikel 5 verwendete Verteilungs-
schlüssel ausschließlich für die Zwecke des EWR-Finanzierungsmechanismus bestimmt war. Ihres Erachtens
präjudiziert dieser Verteilungsschlüssel nicht künftige Vorschläge zu den Verteilungsschlüsseln im Rahmen
der Kohäsions- und Strukturinstrumente der Gemeinschaft.

ERKLÄRUNG DER KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN ZU DEN URSPRUNGSREGELN FÜR
FISCH UND FISCHEREIERZEUGNISSE

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften wird prüfen, ob die Ursprungsregeln bis zum 1. Mai
2004 angeglichen werden können.
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ABKOMMEN

zwischen dem Königreich Norwegen und der Europäischen Gemeinschaft über den norwegischen
Finanzierungsmechanismus für den Zeitraum 2004-2009

Artikel 1

Das Königreich Norwegen verpflichtet sich, einen Finanzie-
rungsmechanismus zur Verringerung der sozialen und wirt-
schaftlichen Ungleichheiten im Europäischen Wirtschaftsraum
einzurichten. Ziel dieses Mechanismus ist es, durch Finanzie-
rung von Zuschüssen zu Investitionsprojekten in den in Artikel
3 aufgeführten Schwerpunktbereichen zur Konsolidierung der
Fähigkeit der neuen Mitgliedstaaten beizutragen, in vollem
Umfang am erweiterten Binnenmarkt des Europäischen Wirt-
schaftsraums teilzunehmen. Die von Norwegen im Rahmen
dieses Abkommens übernommenen Verpflichtungen beruhen
auf der Beteiligung Norwegens als EFTA-Staat am Europäischen
Wirtschaftsraum.

Artikel 2

Der Gesamtbetrag des in Artikel 1 vorgesehenen finanziellen
Beitrags beläuft sich auf 567 Mio. EUR, die im Zeitraum vom
1. Mai 2004 bis zum 30. April 2009 in jährlichen Tranchen
zu je 113,4 Mio. EUR zur Bindung bereitgestellt werden.

Artikel 3

Die Zuschüsse werden für Projekte in den gleichen Bereichen
bereitgestellt wie im Rahmen des EWR-Finanzierungsmechanis-
mus, vorrangig jedoch für Projekte in folgenden Bereichen:

a) Umsetzung des Schengen-Besitzstands, Unterstützung
nationaler Schengen-Aktionspläne und Stärkung der Justiz;

b) Umwelt, unter anderem mit den Schwerpunkten Stärkung
der Leistungsfähigkeit der Verwaltung bei der Umsetzung
des einschlägigen Besitzstands und Investitionen in Infra-
struktur und Technologie vor allem für die Abfallbewirt-
schaftung auf kommunaler Ebene;

c) Regionalpolitik und grenzübergreifende Maßnahmen;

d) technische Hilfe bei der Umsetzung des gemeinschaftlichen
Besitzstands.

Artikel 4

Der norwegische Beitrag in Form von Zuschüssen beträgt
höchstens 60 % der Projektkosten; wird das Projekt im Übrigen

aus Haushaltsmitteln zentraler, regionaler oder kommunaler
Stellen finanziert, so beträgt der Beitrag höchstens 85 % der
Gesamtkosten. Die Gemeinschaftsobergrenzen für die Kofinan-
zierung dürfen in keinem Fall überschritten werden.

Die geltenden Regeln für staatliche Beihilfen sind zu beachten.

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften prüft die
vorgeschlagenen Projekte auf ihre Vereinbarkeit mit den Zielen
der Gemeinschaft.

Die Verantwortung des Königreichs Norwegen für die Projekte
beschränkt sich auf die Bereitstellung der Mittel nach dem ver-
einbarten Plan. Eine Haftung gegenüber Dritten wird nicht
übernommen.

Artikel 5

Die Mittel werden den Empfängerstaaten (Tschechische Repu-
blik, Estland, Zypern, Lettland, Litauen, Ungarn, Malta, Polen,
Slowenien und Slowakei) nach folgendem Verteilungsschlüssel
zur Verfügung gestellt:

Empfängerstaat Anteil am Gesamtbeitrag

Tschechische Republik 11,0 %

Estland 4,0 %

Zypern 0,6 %

Lettland 6,0 %

Litauen 7,1 %

Ungarn 13,1 %

Malta 0,3 %

Polen 49,0 %

Slowenien 2,2 %

Slowakei 6,7 %

Artikel 6

Zum Zweck der Neuzuweisung nicht gebundener verfügbarer
Mittel für Projekte der Empfängerstaaten mit hoher Priorität
wird im November 2006 und im November 2008 eine Über-
prüfung vorgenommen.
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Artikel 7

Der in Artikel 1 vorgesehene finanzielle Beitrag wird eng mit
dem Beitrag der EFTA-Staaten im Rahmen des EWR-Finanzie-
rungsmechanismus koordiniert.

Das Königreich Norwegen gewährleistet insbesondere, dass für
beide in Absatz 1 genannten Finanzierungsmechanismen die
gleichen Antragsverfahren gelten.

Allen einschlägigen Änderungen in der Kohäsionspolitik der
EU wird in geeigneter Weise Rechnung getragen.

Artikel 8

Die norwegische Regierung oder eine von der norwegischen
Regierung benannte Stelle verwaltet den Norwegischen Finan-
zierungsmechanismus.

Weitere Vorschriften für die praktische Anwendung des Finan-
zierungsmechanismus werden gegebenenfalls von der norwegi-
schen Regierung erlassen.

Die Verwaltungskosten werden aus dem in Artikel 2 genannten
Gesamtbetrag bestritten.

Artikel 9

Dieses Abkommen muss von den Vertragsparteien nach ihren
eigenen Verfahren ratifiziert oder genehmigt werden. Die Rati-
fikations- bzw. Genehmigungsurkunden werden beim General-
sekretariat des Rates der Europäischen Union hinterlegt.

Es tritt am selben Tag in Kraft wie der Vertrag vom 16. April
2003 über den Beitritt der Tschechischen Republik, der Repu-
blik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, der

Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta,
der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowaki-
schen Republik zur Europäischen Union, sofern auch die Ratifi-
kations- bzw. Genehmigungsurkunden zu folgenden, miteinan-
der in Beziehung stehenden Übereinkünften und Protokollen
hinterlegt worden sind:

a) Übereinkommen über die Beteiligung der Tschechischen
Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der
Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik
Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen, der Repu-
blik Slowenien und der Slowakischen Republik am Euro-
päischen Wirtschaftsraum,

b) Zusatzprotokoll zum Abkommen zwischen der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik Island aus
Anlass des Beitritts der Tschechischen Republik, der Repu-
blik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland,
der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik
Malta, der Republik Polen, der Republik Slowenien und der
Slowakischen Republik zur Europäischen Union,

c) Zusatzprotokoll zum Abkommen zwischen der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft und dem Königreich Nor-
wegen aus Anlass des Beitritts der Tschechischen Republik,
der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik
Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der
Republik Malta, der Republik Polen, der Republik Slowe-
nien und der Slowakischen Republik zur Europäischen
Union und

d) Abkommen in Form eines Briefwechsels zwischen der
Europäischen Gemeinschaft und dem Königreich Norwegen
über bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse.

Werden nicht alle in Artikel 5 aufgeführten Empfängerstaaten
am 1. Mai 2004 Vertragspartei des EWR-Abkommens, so wer-
den an diesem Abkommen die erforderlichen Anpassungen
vorgenommen.
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Hecho en Luxemburgo, el catorce de octubre de dos mil tres.

V Lucemburku dne čtrnáctého října dva tisíce tři.

Udfærdiget i Luxembourg den fjortende oktober to tusind og tre.

Geschehen zu Luxemburg am vierzehnten Oktober zweitausendunddrei.

Sõlmitud neljateistkümnendal oktoobril kahe tuhande kolmandal aastal Luxembourgis.

Έγινε στο Λουξεµβούργο, στις δέκα τέσσερις Οκτωβρίου δύο χιλιάδες τρία.

Done at Luxembourg on the fourteenth day of October in the year two thousand and three.

Fait à Luxembourg, le quatorze octobre deux mille trois.

Gjört í Lúxemborg fjórtánda dag októbermánaðar árið tvö þúsund og þrjú.

Fatto a Lussemburgo, addì quattordici ottobre duemilatre.

Luksemburgā, divtūkstoš trešā gada četrpadsmitajā oktobrī.

Priimta du tūkstančiai trečių metų spalio keturioliktą dieną Liuksemburge.

Kelt Luxembourgban, kétezerhárom október tizennegyedikén.

Maghmul fil-Lussemburgu fl-erbatax-il jum ta' Ottubru fis-sena elfejn u tlieta.

Gedaan te Luxemburg, de veertiende oktober tweeduizenddrie.

Utferdiget i Luxembourg den fjortende oktober totusenogtre.

Sporządzono w Luksemburgu dnia czternastego października dwa tysiące trzeciego roku.

Feito no Luxemburgo, em catorze de Outubro de dois mil e três.

V Luxemburgu štrnásteho októbra dvetisíctri.

V Luxembourgu, dne štirinajstega oktobra leta dva tisoč tri.

Tehty Luxemburgissa neljäntenätoista päivänä lokakuuta vuonna kaksituhattakolme.

Som skedde i Luxemburg den fjortonde oktober tjugohundratre.
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Por la Comunidad Europea
For Det Europæiske Fællesskab
Für die Europäische Gemeinschaft
Για την Ευρωπαϊκή Κοινότητα
For the European Community
Pour la Communauté européenne
Per la Comunità europea
Voor de Europese Gemeenschap
Pela Comunidade Europeia
Euroopan yhteisön puolesta
På Europeiska gemenskapens vägnar

For Kongeriket Norge
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ZUSATZPROTOKOLL

zum Abkommen zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik Island
aus Anlass des Beitritts der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern,
der Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der
Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik zur Europäischen Union

DIE EUROPÄISCHE GEMEINSCHAFT

und

DIE REPUBLIK ISLAND,

GESTÜTZT auf das am 22. Juli 1972 in Brüssel unterzeichnete Abkommen zwischen der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft und der Republik Island (im Folgenden „Abkommen“ genannt) und die geltende Regelung für den Handel
mit Fisch und Fischereierzeugnissen zwischen Island und der Gemeinschaft,

IN ANBETRACHT des Beitritts der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik
Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen, der Republik Slowenien
und der Slowakischen Republik zur Europäischen Union,

GESTÜTZT auf das Übereinkommen über die Beteiligung der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Repu-
blik Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen,
der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik am Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Erwei-
terungsübereinkommen“ genannt),

GESTÜTZT auf die geltende Regelung für den Handel mit Fisch und Fischereierzeugnissen zwischen Island und den Bei-
trittsländern,

HABEN BESCHLOSSEN, einvernehmlich die Anpassungen festzulegen, die aus Anlass des Beitritts der Tschechischen
Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn,
der Republik Malta, der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik zur Europäischen
Union an dem Abkommen vorzunehmen sind,

UND DIESES PROTOKOLL ZU SCHLIESSEN:

Artikel 1

Das Abkommen, die Anhänge und Protokolle, die Bestandteil
des Abkommens sind, die Schlussakte und die dieser beigefüg-
ten Erklärungen werden in estnischer, lettischer, litauischer,
maltesischer, polnischer, slowakischer, slowenischer, tsche-
chischer und ungarischer Sprache abgefasst, wobei diese Fas-
sungen gleichermaßen verbindlich sind wie die Urschriften.
Der Gemischte Ausschuss genehmigt den estnischen, lettischen,
litauischen, maltesischen, polnischen, slowakischen, slowe-
nischen, tschechischen und ungarischen Wortlaut.

Artikel 2

Die Sonderbestimmungen, die für die Einfuhr bestimmter
Fische und Fischereierzeugnisse mit Ursprung in Island in die
Gemeinschaft gelten, sind in diesem Protokoll und seinem
Anhang festgelegt.

Die im Anhang dieses Protokolls vorgesehenen jährlichen zoll-
freien Kontingente werden im Zeitraum vom 1. Mai 2004 bis
zum 30. April 2009 angewandt. Die Höhe der Kontingente
wird am Ende dieses Zeitraums unter Berücksichtigung aller
relevanten Interessen überprüft.

Artikel 3

Für gefrorene Lappen von Heringen wird eine Taric-Unterposi-
tion des KN-Codes 0304 90 22 eingeführt, für die die gleiche
Zollpräferenzmaßnahme gilt wie für Erzeugnisse des KN-Codes
0304 20 75, um für gefrorene Lappen von Heringen ab 1. Mai
2004 die gleiche Präferenzbehandlung zu gewähren wie für
gefrorene Filets.

Artikel 4

Dieses Protokoll muss von den Vertragsparteien nach ihren
eigenen Verfahren ratifiziert oder genehmigt werden. Die Rati-
fikations- bzw. Genehmigungsurkunden werden beim General-
sekretariat des Rates der Europäischen Union hinterlegt.

Es tritt am selben Tag in Kraft wie der Vertrag vom 16. April
2003 über den Beitritt der Tschechischen Republik, der Repu-
blik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, der
Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta,
der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowaki-
schen Republik zur Europäischen Union, sofern auch die Ratifi-
kations- bzw. Genehmigungsurkunden zu folgenden, miteinan-
der in Beziehung stehenden Übereinkünften und Protokollen
hinterlegt worden sind:
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a) Übereinkommen über die Beteiligung der Tschechischen
Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der
Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik
Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen, der Repu-
blik Slowenien und der Slowakischen Republik am Euro-
päischen Wirtschaftsraum,

b) Abkommen zwischen dem Königreich Norwegen und der
Europäischen Gemeinschaft über den Norwegischen Finan-
zierungsmechanismus für den Zeitraum 2004-2009,

c) Zusatzprotokoll zum Abkommen zwischen der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft und dem Königreich Nor-
wegen aus Anlass des Beitritts der Tschechischen Republik,
der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik
Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der
Republik Malta, der Republik Polen, der Republik Slowe-

nien und der Slowakischen Republik zur Europäischen
Union und

d) Abkommen in Form eines Briefwechsels zwischen der
Europäischen Gemeinschaft und dem Königreich Norwegen
über bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse.

Artikel 5

Dieses Protokoll ist in zwei Urschriften in dänischer, deutscher,
englischer, estnischer, finnischer, französischer, griechischer,
isländischer, italienischer, lettischer, litauischer, maltesischer,
niederländischer, polnischer, portugiesischer, schwedischer, slo-
wakischer, slowenischer, spanischer, tschechischer und ungari-
scher Sprache abgefasst, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen
verbindlich ist.

Hecho en Luxemburgo, el catorce de octubre de dos mil tres.

V Lucemburku dne čtrnáctého října dva tisíce tři.

Udfærdiget i Luxembourg den fjortende oktober to tusind og tre.

Geschehen zu Luxemburg am vierzehnten Oktober zweitausendunddrei.

Sõlmitud neljateistkümnendal oktoobril kahe tuhande kolmandal aastal Luxembourgis.

Έγινε στο Λουξεµβούργο, στις δέκα τέσσερις Οκτωβρίου δύο χιλιάδες τρία.

Done at Luxembourg on the fourteenth day of October in the year two thousand and three.

Fait à Luxembourg, le quatorze octobre deux mille trois.

Gjört í Lúxemborg fjórtánda dag októbermánaðar árið tvö þúsund og þrjú.

Fatto a Lussemburgo, addì quattordici ottobre duemilatre.

Luksemburgā, divtūkstoš trešā gada četrpadsmitajā oktobrī.

Priimta du tūkstančiai trečių metų spalio keturioliktą dieną Liuksemburge.

Kelt Luxembourgban, kétezerhárom október tizennegyedikén.

Maghmul fil-Lussemburgu fl-erbatax-il jum ta' Ottubru fis-sena elfejn u tlieta.

Gedaan te Luxemburg, de veertiende oktober tweeduizenddrie.

Utferdiget i Luxembourg den fjortende oktober totusenogtre.

Sporządzono w Luksemburgu dnia czternastego października dwa tysiące trzeciego roku.

Feito no Luxemburgo, em catorze de Outubro de dois mil e três.

V Luxemburgu štrnásteho októbra dvetisíctri.

V Luxembourgu, dne štirinajstega oktobra leta dva tisoč tri.

Tehty Luxemburgissa neljäntenätoista päivänä lokakuuta vuonna kaksituhattakolme.

Som skedde i Luxemburg den fjortonde oktober tjugohundratre.
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Por la Comunidad Europea
For Det Europæiske Fællesskab
Für die Europäische Gemeinschaft
Για την Ευρωπαϊκή Κοινότητα
For the European Community
Pour la Communauté européenne
Per la Comunità europea
Voor de Europese Gemeenschap
Pela Comunidade Europeia
Euroopan yhteisön puolesta
På Europeiska gemenskapens vägnar

Fyrir hönd Lydveldisins Íslands
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ANHANG

SONDERBESTIMMUNGEN NACH ARTIKEL 2 DES ZUSATZPROTOKOLLS

Die Gemeinschaft eröffnet folgendes jährliches zollfreies Kontingent für Erzeugnisse mit Ursprung in Island:

KN-Code Warenbezeichnung Jährliches Kontingent

ex 0303 50 00 Heringe der Arten Clupea harengus und Clupea pallasii,
gefroren, ausgenommen Fischlebern und Fischrogen,
zum industriellen Herstellen (1)

950 Tonnen

(1) Das Zollkontingent kann nicht für Waren in Anspruch genommen werden, die im Zeitraum vom 15. Februar bis zum 15. Juni zur
Überführung in den zollrechtlich freien Verkehr angemeldet werden.

L 130/88 29.4.2004Amtsblatt der Europäischen UnionDE



ZUSATZPROTOKOLL

zum Abkommen zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und dem Königreich
Norwegen aus Anlass des Beitritts der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der
Republik Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der
Republik Malta, der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik zur

Europäischen Union

DIE EUROPÄISCHE GEMEINSCHAFT

und

DAS KÖNIGREICH NORWEGEN,

GESTÜTZT auf das am 14. Mai 1973 unterzeichnete Abkommen zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft
und dem Königreich Norwegen (im Folgenden „Abkommen“ genannt) und die geltenden Regelungen für den Handel
mit Fisch und Fischereierzeugnissen zwischen Norwegen und der Gemeinschaft,

IN ANBETRACHT des Beitritts der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik
Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen, der Republik Slowenien
und der Slowakischen Republik zur Europäischen Union,

GESTÜTZT auf das Übereinkommen über die Beteiligung der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Repu-
blik Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen,
der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik am Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR-Erwei-
terungsübereinkommen“ genannt),

GESTÜTZT auf die geltende Regelung für den Handel mit Fisch und Fischereierzeugnissen zwischen Norwegen und den
Beitrittsländern,

HABEN BESCHLOSSEN, einvernehmlich die Anpassungen festzulegen, die aus Anlass des Beitritts der Tschechischen
Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn,
der Republik Malta, der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik zur Europäischen
Union an dem Abkommen vorzunehmen sind,

UND DIESES PROTOKOLL ZU SCHLIESSEN:

Artikel 1

Das Abkommen, die Anhänge und Protokolle, die Bestandteil
des Abkommens sind, die Schlussakte und die dieser beigefüg-
ten Erklärungen werden in estnischer, lettischer, litauischer,
maltesischer, polnischer, slowakischer, slowenischer, tsche-
chischer und ungarischer Sprache abgefasst, wobei diese Fas-
sungen gleichermaßen verbindlich sind wie die Urschriften.
Der Gemischte Ausschuss genehmigt den estnischen, lettischen,
litauischen, maltesischen, polnischen, slowakischen, slowe-
nischen, tschechischen und ungarischen Wortlaut.

Artikel 2

Die Sonderbestimmungen, die für die Einfuhr bestimmter
Fische und Fischereierzeugnisse mit Ursprung in Norwegen in
die Gemeinschaft gelten, sind in diesem Protokoll und seinem
Anhang festgelegt.

Die im Anhang dieses Protokolls vorgesehenen jährlichen zoll-
freien Kontingente werden im Zeitraum vom 1. Mai 2004 bis
zum 30. April 2009 angewandt. Die Höhe der Kontingente
wird am Ende dieses Zeitraums unter Berücksichtigung aller
relevanten Interessen überprüft.

Das zusätzliche Kontingent für gefrorene geschälte Garnelen
(KN-Code 1605 20 10) wird eröffnet, wenn die Frage der
Gestattung der Durchfuhr von Fisch und Fischereierzeugnissen,
die von Schiffen der Gemeinschaft in Norwegen angelandet
werden, durch Norwegen in die Gemeinschaft gelöst ist.

Artikel 3

Für gefrorene Lappen von Heringen wird eine Taric-Unterposi-
tion des KN-Codes 0304 90 22 eingeführt, für die die gleiche
Zollpräferenzmaßnahme gilt wie für Erzeugnisse des KN-Codes
0304 20 75, um für gefrorene Lappen von Heringen ab 1. Mai
2004 die gleiche Präferenzbehandlung zu gewähren wie für
gefrorene Filets.

Artikel 4

Dieses Protokoll muss von den Vertragsparteien nach ihren
eigenen Verfahren ratifiziert oder genehmigt werden. Die Rati-
fikations- bzw. Genehmigungsurkunden werden beim General-
sekretariat des Rates der Europäischen Union hinterlegt.
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Es tritt am selben Tag in Kraft wie der Vertrag vom 16. April
2003 über den Beitritt der Tschechischen Republik, der Repu-
blik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, der
Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta,
der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowaki-
schen Republik zur Europäischen Union, sofern auch die Ratifi-
kations- bzw. Genehmigungsurkunden zu folgenden, miteinan-
der in Beziehung stehenden Übereinkünften und Protokollen
hinterlegt worden sind:

a) Übereinkommen über die Beteiligung der Tschechischen
Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der
Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik
Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen, der Repu-
blik Slowenien und der Slowakischen Republik am Euro-
päischen Wirtschaftsraum,

b) Abkommen zwischen dem Königreich Norwegen und der
Europäischen Gemeinschaft über den Norwegischen Finan-
zierungsmechanismus für den Zeitraum 2004-2009,

c) Zusatzprotokoll zum Abkommen zwischen der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik Island aus
Anlass des Beitritts der Tschechischen Republik, der Repu-
blik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland,
der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik
Malta, der Republik Polen, der Republik Slowenien und der
Slowakischen Republik zur Europäischen Union und

d) Abkommen in Form eines Briefwechsels zwischen der
Europäischen Gemeinschaft und dem Königreich Norwegen
über bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse.

Artikel 5

Dieses Protokoll ist in zwei Urschriften in dänischer, deutscher,
englischer, estnischer, finnischer, französischer, griechischer, ita-
lienischer, lettischer, litauischer, maltesischer, niederländischer,
norwegischer, polnischer, portugiesischer, schwedischer, slowa-
kischer, slowenischer, spanischer, tschechischer und ungarischer
Sprache abgefasst, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen ver-
bindlich ist.

Hecho en Luxemburgo, el catorce de octubre de dos mil tres.

V Lucemburku dne čtrnáctého října dva tisíce tři.

Udfærdiget i Luxembourg den fjortende oktober to tusind og tre.

Geschehen zu Luxemburg am vierzehnten Oktober zweitausendunddrei.

Sõlmitud neljateistkümnendal oktoobril kahe tuhande kolmandal aastal Luxembourgis.

Έγινε στο Λουξεµβούργο, στις δέκα τέσσερις Οκτωβρίου δύο χιλιάδες τρία.

Done at Luxembourg on the fourteenth day of October in the year two thousand and three.

Fait à Luxembourg, le quatorze octobre deux mille trois.

Gjört í Lúxemborg fjórtánda dag októbermánaðar árið tvö þúsund og þrjú.

Fatto a Lussemburgo, addì quattordici ottobre duemilatre.

Luksemburgā, divtūkstoš trešā gada četrpadsmitajā oktobrī.

Priimta du tūkstančiai trečių metų spalio keturioliktą dieną Liuksemburge.

Kelt Luxembourgban, kétezerhárom október tizennegyedikén.

Maghmul fil-Lussemburgu fl-erbatax-il jum ta' Ottubru fis-sena elfejn u tlieta.

Gedaan te Luxemburg, de veertiende oktober tweeduizenddrie.

Utferdiget i Luxembourg den fjortende oktober totusenogtre.
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Sporządzono w Luksemburgu dnia czternastego października dwa tysiące trzeciego roku.

Feito no Luxemburgo, em catorze de Outubro de dois mil e três.

V Luxemburgu štrnásteho októbra dvetisíctri.

V Luxembourgu, dne štirinajstega oktobra leta dva tisoč tri.

Tehty Luxemburgissa neljäntenätoista päivänä lokakuuta vuonna kaksituhattakolme.

Som skedde i Luxemburg den fjortonde oktober tjugohundratre.

Por la Comunidad Europea
For Det Europæiske Fællesskab
Für die Europäische Gemeinschaft
Για την Ευρωπαϊκή Κοινότητα
For the European Community
Pour la Communauté européenne
Per la Comunità europea
Voor de Europese Gemeenschap
Pela Comunidade Europeia
Euroopan yhteisön puolesta
På Europeiska gemenskapens vägnar

For Kongeriket Norge
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ANHANG

SONDERBESTIMMUNGEN NACH ARTIKEL 2 DES ZUSATZPROTOKOLLS

Zusätzlich zu den bestehenden Kontingenten eröffnet die Gemeinschaft folgende jährliche zollfreie Kontingente für
Erzeugnisse mit Ursprung in Norwegen:

KN-Code Warenbezeichnung Jährliches Kontingent

ex 0303 50 00 Heringe der Arten Clupea harengus und
Clupea pallasii, gefroren, ausgenommen
Fischlebern und Fischrogen, zum indus-
triellen Herstellen (1)

44 000 Tonnen

ex 0303 74 30 Makrelen der Arten Scomber scombrus
und Scomber japonicus, gefroren, ganz,
ausgenommen Fischlebern und Fisch-
rogen, zum industriellen Herstellen (2)

30 500 Tonnen (3)

0304 20 75
ex 0304 90 22

(Für gefrorene Lappen von Heringen
wird eine Unterposition eingeführt, für
die die gleiche Präferenzbehandlung gilt
wie für Erzeugnisse des KN-Codes
0304 20 75)

Gefrorene Filets von Heringen, Gefrorene
Lappen von Heringen, zum industriellen
Herstellen (4)

67 000 Tonnen

1605 20 10 Garnelen, gefroren und geschält (5) 2 500 Tonnen

(1) Das Zollkontingent kann nicht für Waren in Anspruch genommen werden, die im Zeitraum vom 15. Februar bis zum 15. Juni zur
Überführung in den zollrechtlich freien Verkehr angemeldet werden.

(2) Das Zollkontingent kann nicht für Waren in Anspruch genommen werden, die im Zeitraum vom 15. Februar bis zum 15. Juni zur
Überführung in den zollrechtlich freien Verkehr angemeldet werden.

(3) Unter der Bedingung, dass dieses Protokoll am 1. Mai 2004 in Kraft tritt, wird für 2004 ein Kontingent für Makrelen von 24 800
Tonnen in einem einzigen Zeitraum verwaltet, d. h. vom 15. Juni 2004 bis zum 31. Dezember 2004.
Von 2005 bis April 2009 wird dieses Zollkontingent in Teilzeiträumen gemäß folgender Aufteilung zur Verfügung gestellt:
1. Januar — 14. Februar: 7 500 Tonnen,
15. Juni — 30. September: 7 500 Tonnen und
1. Oktober — 31. Dezember: 15 500 Tonnen.
Ab 2005 wird am 15. Oktober jeden Jahres die Ziehung auf die ersten beiden Teilkontingente des Kalenderjahres beendet. Am folgen-
den Arbeitstag werden die nicht ausgenutzten Restmengen dieser Kontingente bestimmt und im Rahmen des letzten Teilkontingents
des Jahres zur Verfügung gestellt. Ab diesem Zeitpunkt werden Ziehungen auf Teilkontingente dieses Kalenderjahres, die später
zurückübertragen werden, weil sie nicht ausgenutzt wurden, im Rahmen des letzten Teilkontingents des Jahres zur Verfügung gestellt.
Das Kontingent für den Zeitraum vom 1. Januar 2009 bis zum 14. Februar 2009 beträgt 5 700 Tonnen.
Gegebenenfalls kann diese Vereinbarung über die Verwaltung des Kontingents im gegenseitigen Einvernehmen überprüft werden.

(4) Das Zollkontingent kann nicht für Waren in Anspruch genommen werden, die im Zeitraum vom 15. Februar bis zum 15. Juni zur
Überführung in den zollrechtlich freien Verkehr angemeldet werden.

(5) Das zusätzliche Kontingent für gefrorene geschälte Garnelen (KN-Code 1605 20 10) wird eröffnet, wenn die Frage der Gestattung der
Durchfuhr von Fisch und Fischereierzeugnissen, die von Schiffen der Gemeinschaft in Norwegen angelandet werden, durch Norwegen
in die Gemeinschaft gelöst ist.
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ABKOMMEN

in Form eines Briefwechsels zwischen der Europäischen Gemeinschaft und dem Königreich
Norwegen über bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse

A. Schreiben des Königreichs Norwegen

Herr …,

ich beehre mich, Bezug zu nehmen auf die Abkommen in Form von Briefwechseln vom 16. April 1973,
14. Juli 1986, 2. Mai 1992, 20. Dezember 1995 und 20. Juni 2003, auf die von der Gemeinschaft und
Norwegen nach Artikel 19 des EWR-Abkommens eingeräumten bilateralen Zugeständnisse und auf die
Verhandlungen zwischen den beiden Vertragsparteien über die Anpassung der genannten Briefwechsel und
eine Handelsregelung für bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse im Geiste des Artikels 15 des Freihan-
delsabkommens zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und dem Königreich Norwegen aus
Anlass des Beitritts der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik
Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen, der Republik
Slowenien und der Slowakischen Republik zur Europäischen Union.

Ich bestätige, dass in den Verhandlungen folgendes Ergebnis erzielt wurde:

1. Am 1. Mai 2004 eröffnet Norwegen für die Gemeinschaft folgende jährliche zollfreie Kontingente:

Norwegischer Code Warenbezeichnung Jährliche Menge
(Tonnen)

0811 10 09 Erdbeeren, gefroren, ohne Zusatz von Zucker oder anderen Süß-
mitteln

1 400

0811 20 05 Himbeeren, Brombeeren, Maulbeeren, Loganbeeren, schwarze,
weiße oder rote Johannisbeeren und Stachelbeeren, gefroren, ohne
Zusatz von Zucker oder anderen Süßmitteln

950

0811 20 06

0811 20 08

1209 25 00 Samen von Weidelgras 100

2009 79 00
2009 71 00

Apfelsaft 1 300

2309 10 12 Katzenfutter, Fleisch oder Schlachtnebenerzeugnisse von Landtieren
enthaltend, in Aufmachungen für den Einzelverkauf in luftdicht
verschlossenen Behältnissen

1 000

2. Diese Kontingente werden zusätzlich zu den von der Gemeinschaft und Norwegen nach Artikel 19 des
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum eingeräumten bilateralen Zugeständnissen
gewährt.

3. Gegebenenfalls verwaltet Norwegen diese Zollkontingente weiter nach einem ähnlichen Lizenzverfah-
ren, wie es zurzeit für die Verwaltung der den Beitrittsländern gewährten Zollkontingente angewandt
wird.

4. Für die praktische Anwendung der Zugeständnisse dieses Abkommens gelten die in Anhang IV des
Briefwechsels vom 2. Mai 1992 festgelegten Ursprungsregeln. Jedoch muss Anhang IV Absatz 2 auf
das Verzeichnis in Anlage II des Protokolls 4 zum EWR-Abkommen verweisen, das nach Maßgabe der
Anlage I des Protokolls anzuwenden ist, und nicht auf die in Anhang IV Absatz 2 des Briefwechsels
vom 2. Mai 1992 genannte Liste in der Anlage.
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5. Das Königreich Norwegen und die Gemeinschaft kommen überein, dass keine Ansprüche nach Artikel
XXIV Absatz 6 des GATT geltend gemacht werden, und bestätigen, dass im Zusammenhang mit dieser
Erweiterung der Gemeinschaft keine weiteren Ansprüche hinsichtlich landwirtschaftlicher Erzeugnisse
geltend gemacht werden.

6. Dieses Protokoll muss von den Vertragsparteien nach ihren eigenen Verfahren ratifiziert oder geneh-
migt werden. Die Ratifikations- bzw. Genehmigungsurkunden werden beim Generalsekretariat des
Rates der Europäischen Union hinterlegt.

7. Es tritt am selben Tag in Kraft wie der Vertrag vom 16. April 2003 über den Beitritt der Tschechischen
Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der
Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowaki-
schen Republik zur Europäischen Union, sofern auch die Ratifikations- bzw. Genehmigungsurkunden
zu folgenden, miteinander in Beziehung stehenden, Übereinkünften und Protokollen hinterlegt worden
sind:

a) Übereinkommen über die Beteiligung der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Repu-
blik Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Mal-
ta, der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik am Europäischen
Wirtschaftsraum,

b) Abkommen zwischen dem Königreich Norwegen und der Europäischen Gemeinschaft über den
Norwegischen Finanzierungsmechanismus für den Zeitraum 2004-2009,

c) Zusatzprotokoll zum Abkommen zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der
Republik Island aus Anlass des Beitritts der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der
Republik Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik
Malta, der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik zur Europäi-
schen Union und

d) Zusatzprotokoll zum Abkommen zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und dem
Königreich Norwegen aus Anlass des Beitritts der Tschechischen Republik, der Republik Estland,
der Republik Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Repu-
blik Malta, der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik zur Euro-
päischen Union.

8. Tritt das Übereinkommen über die Beteiligung der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der
Republik Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Mal-
ta, der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik am Europäischen Wirt-
schaftsraum am 1. Mai 2004 nicht oder nur für einige seiner Unterzeichner in Kraft, so beschließen
die Vertragsparteien unverzüglich über die an diesem Abkommen vorzunehmenden Anpassungen.
Gegebenenfalls werden die Zollkontingente 2004 anteilsmäßig eröffnet.

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir Ihre Zustimmung zum Inhalt dieses Schreibens bestätigen würden.

Genehmigen Sie, Herr …, den Ausdruck meiner ausgezeichnetsten Hochachtung.
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Utferdiget i Luxembourg den fjortende oktober totusenogtre.

Hecho en Luxemburgo, el catorce de octubre de dos mil tres.

V Lucemburku dne čtrnáctého října dva tisíce tři.

Udfærdiget i Luxembourg den fjortende oktober to tusind og tre.

Geschehen zu Luxemburg am vierzehnten Oktober zweitausendunddrei.

Sõlmitud neljateistkümnendal oktoobril kahe tuhande kolmandal aastal Luxembourgis.

Έγινε στο Λουξεµβούργο, στις δέκα τέσσερις Οκτωβρίου δύο χιλιάδες τρία.

Done at Luxembourg on the fourteenth day of October in the year two thousand and three.

Fait à Luxembourg, le quatorze octobre deux mille trois.

Fatto a Lussemburgo, addì quattordici ottobre duemilatre.

Luksemburgā, divtūkstoš trešā gada četrpadsmitajā oktobrī.

Priimta du tūkstančiai trečių metų spalio keturioliktą dieną Liuksemburge.

Kelt Luxembourgban, kétezerhárom október tizennegyedikén.

Maghmul fil-Lussemburgu fl-erbatax-il jum ta' Ottubru fis-sena elfejn u tlieta.

Gedaan te Luxemburg, de veertiende oktober tweeduizenddrie.

Sporządzono w Luksemburgu dnia czternastego października dwa tysiące trzeciego roku.

Feito no Luxemburgo, em catorze de Outubro de dois mil e três.

V Luxemburgu štrnásteho októbra dvetisíctri.

V Luxembourgu, dne štirinajstega oktobra leta dva tisoč tri.

Tehty Luxemburgissa neljäntenätoista päivänä lokakuuta vuonna kaksituhattakolme.

Som skedde i Luxemburg den fjortonde oktober tjugohundratre.

På vegne av Kongeriket Norges regjering
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B. Schreiben der Europäischen Gemeinschaft

Herr …,

ich beehre mich, den Eingang Ihres heutigen Schreibens zu bestätigen, das wie folgt lautet:

„Ich beehre mich, Bezug zu nehmen auf die Abkommen in Form von Briefwechseln vom 16. April
1973, 14. Juli 1986, 2. Mai 1992, 20. Dezember 1995 und 20. Juni 2003, auf die von der Gemein-
schaft und Norwegen nach Artikel 19 des EWR-Abkommens eingeräumten bilateralen Zugeständnisse
und auf die Verhandlungen zwischen den beiden Vertragsparteien über die Anpassung der genannten
Briefwechsel und eine Handelsregelung für bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse im Geiste des
Artikels 15 des Freihandelsabkommens zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und dem
Königreich Norwegen aus Anlass des Beitritts der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der
Republik Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Mal-
ta, der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik zur Europäischen Uni-
on.

Ich bestätige, dass in den Verhandlungen folgendes Ergebnis erzielt wurde:

1. Am 1. Mai 2004 eröffnet Norwegen für die Gemeinschaft folgende jährliche zollfreie Kontingente:

Norwegischer Code Warenbezeichnung Jährliche Menge
(Tonnen)

0811 10 09 Erdbeeren, gefroren, ohne Zusatz von Zucker oder anderen Süß-
mitteln

1 400

0811 20 05 Himbeeren, Brombeeren, Maulbeeren, Loganbeeren, schwarze,
weiße oder rote Johannisbeeren und Stachelbeeren, gefroren, ohne
Zusatz von Zucker oder anderen Süßmitteln

950

0811 20 06

0811 20 08

1209 25 00 Samen von Weidelgras 100

2009 79 00
2009 71 00

Apfelsaft 1 300

2309 10 12 Katzenfutter, Fleisch oder Schlachtnebenerzeugnisse von Landtieren
enthaltend, in Aufmachungen für den Einzelverkauf in luftdicht
verschlossenen Behältnissen

1 000

2. Diese Kontingente werden zusätzlich zu den von der Gemeinschaft und Norwegen nach Artikel 19
des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum eingeräumten bilateralen Zugeständnis-
sen gewährt.

3. Gegebenenfalls verwaltet Norwegen diese Zollkontingente weiter nach einem ähnlichen Lizenzver-
fahren, wie es zurzeit für die Verwaltung der den Beitrittsländern gewährten Zollkontingente ange-
wandt wird.

4. Für die praktische Anwendung der Zugeständnisse dieses Abkommens gelten die in Anhang IV des
Briefwechsels vom 2. Mai 1992 festgelegten Ursprungsregeln. Jedoch muss Anhang IV Absatz 2
auf das Verzeichnis in Anlage II des Protokolls 4 zum EWR-Abkommen verweisen, das nach Maß-
gabe der Anlage I des Protokolls anzuwenden ist, und nicht auf die in Anhang IV Absatz 2 des
Briefwechsels vom 2. Mai 1992 genannte Liste in der Anlage.

5. Das Königreich Norwegen und die Gemeinschaft kommen überein, dass keine Ansprüche nach
Artikel XXIV Absatz 6 des GATT geltend gemacht werden, und bestätigen, dass im Zusammenhang
mit dieser Erweiterung der Gemeinschaft keine weiteren Ansprüche hinsichtlich landwirtschaftli-
cher Erzeugnisse geltend gemacht werden.

6. Dieses Protokoll muss von den Vertragsparteien nach ihren eigenen Verfahren ratifiziert oder
genehmigt werden. Die Ratifikations- bzw. Genehmigungsurkunden werden beim Generalsekreta-
riat des Rates der Europäischen Union hinterlegt.
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7. Es tritt am selben Tag in Kraft wie der Vertrag vom 16. April 2003 über den Beitritt der Tsche-
chischen Republik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, der Republik
Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen, der Republik Slowenien
und der Slowakischen Republik zur Europäischen Union, sofern auch die Ratifikations- bzw.
Genehmigungsurkunden zu folgenden, miteinander in Beziehung stehenden, Übereinkünften und
Protokollen hinterlegt worden sind:

a) Übereinkommen über die Beteiligung der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der
Republik Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Repu-
blik Malta, der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik am
Europäischen Wirtschaftsraum,

b) Abkommen zwischen dem Königreich Norwegen und der Europäischen Gemeinschaft über
den Norwegischen Finanzierungsmechanismus für den Zeitraum 2004-2009,

c) Zusatzprotokoll zum Abkommen zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der
Republik Island aus Anlass des Beitritts der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der
Republik Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Repu-
blik Malta, der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik zur
Europäischen Union und

d) Zusatzprotokoll zum Abkommen zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und
dem Königreich Norwegen aus Anlass des Beitritts der Tschechischen Republik, der Republik
Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik
Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen
Republik zur Europäischen Union.

8. Tritt das Übereinkommen über die Beteiligung der Tschechischen Republik, der Republik Estland,
der Republik Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Repu-
blik Malta, der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik am Euro-
päischen Wirtschaftsraum am 1. Mai 2004 nicht oder nur für einige seiner Unterzeichner in Kraft,
so beschließen die Vertragsparteien unverzüglich über die an diesem Abkommen vorzunehmenden
Anpassungen. Gegebenenfalls werden die Zollkontingente 2004 anteilsmäßig eröffnet.“

Ich darf Ihnen die Zustimmung zum Inhalt Ihres Schreibens bestätigen.

Genehmigen Sie, Herr …, den Ausdruck meiner ausgezeichnetsten Hochachtung.
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Hecho en Luxemburgo, el catorce de octubre de dos mil tres.

V Lucemburku dne čtrnáctého října dva tisíce tři.

Udfærdiget i Luxembourg den fjortende oktober to tusind og tre.

Geschehen zu Luxemburg am vierzehnten Oktober zweitausendunddrei.

Sõlmitud neljateistkümnendal oktoobril kahe tuhande kolmandal aastal Luxembourgis.

Έγινε στο Λουξεµβούργο, στις δέκα τέσσερις Οκτωβρίου δύο χιλιάδες τρία.

Done at Luxembourg on the fourteenth day of October in the year two thousand and three.

Fait à Luxembourg, le quatorze octobre deux mille trois.

Fatto a Lussemburgo, addì quattordici ottobre duemilatre.

Luksemburgā, divtūkstoš trešā gada četrpadsmitajā oktobrī.

Priimta du tūkstančiai trečių metų spalio keturioliktą dieną Liuksemburge.

Kelt Luxembourgban, kétezerhárom október tizennegyedikén.

Maghmul fil-Lussemburgu fl-erbatax-il jum ta' Ottubru fis-sena elfejn u tlieta.

Gedaan te Luxemburg, de veertiende oktober tweeduizenddrie.

Utferdiget i Luxembourg den fjortende oktober totusenogtre.

Sporządzono w Luksemburgu dnia czternastego października dwa tysiące trzeciego roku.

Feito no Luxemburgo, em catorze de Outubro de dois mil e três.

V Luxemburgu štrnásteho októbra dvetisíctri.

V Luxembourgu, dne štirinajstega oktobra leta dva tisoč tri.

Tehty Luxemburgissa neljäntenätoista päivänä lokakuuta vuonna kaksituhattakolme.

Som skedde i Luxemburg den fjortonde oktober tjugohundratre.
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Por la Comunidad Europea
For Det Europæiske Fællesskab
Für die Europäische Gemeinschaft
Για την Ευρωπαϊκή Κοινότητα
For the European Community
Pour la Communauté européenne
Per la Comunità europea
Voor de Europese Gemeenschap
Pela Comunidade Europeia
Euroopan yhteisön puolesta
På Europeiska gemenskapens vägnar
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